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Beitrag von Rolf Heißler zur Anti-EU-Demo am 3.6.99 in Köln 


„Die Zukunft wird 
unser sein“ 


Hinter Absperrungen 
und Polizeikordons 
verbarrikadiert, tagen 
unter deutscher Vor- 
mundschaft die poli- 
tischen und wirt- 
schaftlichen 
Führungskräfte der 
EU. Einmal mehr 

FF werden wir schöne 
Worte zur kapitalistischen Modernisierung 
der EU hören und nichtssagende Abschluß- 
kommuniques zu lesen bekommen. Die die 
EU-Politik dominierende Sozialdemokratie 
arbeitet an der effizienteren Organisierung 
des Kapitalismus zur Durchsetzung der Glo- 
balisierung und des Neoliberalismus auf dem 
Rücken der Menschen. Sie kann es weit bes- 
ser, als es Kohl konnte, weil sie von dem lin- 
ken Image aus ihrer Geschichte zehrt, es da- 
her besser verkaufen kann und Widerstand 
besser zu kanalisieren versteht. Zumindest 
noch. 


Und natürlich werden wir auch zu hören be- 
kommen, jetzt endlich müsse die EU zur eu- 
ropäischen militärischen Säule für den 
Kampf um die Menschenrechte ausgebaut 
werden, gerade jetzt, wo die NATO-Staaten 
am leuchtenden Beispiel Jugoslawiens zei- 
gen wollen, daß Menschenrechte nur her- 
beigebombt werden können. 

Diese Neudefinition militärischer Aufga- 
ben führt dazu, daß ein Angriffskrieg nicht 
mehr Krieg genannt werden darf, daß das 
Völkerrecht gebrochen und die UNO igno- 
riert werden können, daß das erste Men- 
schenrecht: das Recht auf Leben, nicht mehr 
oder nur noch selektiv und beliebig beachtet 
werden muß. 

Mit dem Krieg nach außen geht notwen- 
digerweise der Krieg nach innen einher. Un- 
sere von Friedensbewegten zu Regierungs- 
verantwortlichen Mutierten müssen sich mit 
staatlicher Gewalt vor ihren einstigen Frie- 
densfreund-inn-en schützen. Wer sich den 


Interessen des imperialistischen Staatensy- 
stems und des transnationalen Kapitals ent- 
gegenstellt, nur gegen sie ausspricht, wird als 
zurückgeblieben und lernunfähig denun- 
ziert. Was selbst getan wird, wird ihnen vor- 
geworfen, um sie zum Verstummen zu brin- 
gen. 

Vor 30 Jahren wurde Enteignet Springer ge- 
fordert, die gewendeten Alt-68er-innen ha- 
ben gelernt, ihre Demagogie befindet sich 
auf höherem Bild-zeitungsniveau. Was mit 
dem vom Staatsschutz finanzierten Breloer- 
Film über 77 als Vorbereitung und Rechtfer- 
tigung einer künftigen „rot”-grünen Bun- 
desregierung begann, setzt sich jetzt fort, die 
Geschichte wird umgeschrieben, damit die 
BRD toleriert von der Bundesregierung als 
stärkste Macht innerhalb der EU, wie vom 


uni Fortsetzung auf Seite 2 


Bericht von der 
Demonstration gegen - 
das Europa der Herr- 


schenden und den 
NATO-Angriffskrieg 


anläßlich der Aktivitäten gegen 
den EU-Gipfel in Köln 


Am Donnerstag, den 3. Juni, gab es dort auch 
einen Block für die „Freiheit der politischen 
Gefangenen”. Köln selbst ist eine von 12.000 
Polizeibeamten belagerte Stadt. 

Ein Bus aus München wurde in der bayeri- 
schen Hauptstadt festgehalten, so daß diese 
TeilnehmerInnen erst nach der Demonstra- 
tion in Köln eintrafen. Zwei Menschen aus 
München waren bis zum Wochenende in 
Unterbringungshaft. 

Die Route durch die Innenstadt in der Um- 
gebung des Gürzenich, wo sich die Herr- 
schenden der EU versammelten, war verbo- 
ten worden. Statt dessen zogen 3.500 Teil- 
nehmerInnen, die aus allen Teilen der Re- 
publik und benachbarten Ländern gekom- 
men waren, durch die nördliche Innenstadt. 
Am Fronleichnam waren die Straßen relativ 
menschenleer. 


Die Polizei begleitete die Demonstration 1e 


Fortsetzung „Die Zukunft ...“ 


einstigen US-Präsidenten Bush gefordert, 
zusammen mit den USA die ökonomischen 
Interessen der Metropolenstaaten weltweit 
militärisch durchsetzen und absichern kann. 


Doch eine Lehre aus Vietnam ist, je mehr 
sich der Widerstand gegen den Krieg in den 
Metropolenstaaten entwickelte und je mili- 
tanter er wurde, desto mehr nahmen auch 
die Überlegungen über die Beendigung des 
Krieges zu, bis er schließlich beendet wurde, 
und sie hat unverändert auch heute noch ih- 
re Gültigkeit. Es geht um die Schaffung ei- 
ner neuen antikapitalistischen Weltord- 
nung, die nicht jährlich Millionen Opfer ko- 
stet, 

es geht um die Aufhebung des Embargos 
gegen das irakische Volk, das bislang einer 
Million Menschen das Leben kostete, 

um die Befreiung Palästinas und das Einde 
der Besatzung, 

um die Unabhängigkeit Kurdistans und die 
Freiheit von Abdullah Ocalan wie aller kur- 
dischen und türkischen politischen Gefan- 
genen, 

um das sofortige Ende der rassistischen To- 
desstrafenpraxis in den USA und die Frei- 
lassung von Mumia Abu-Jamal und allen an- 
deren politischen Gefangene, 

um die Freilassung der politischen Gefan- 
genen in Mittel- und Südamerika und spe- 
ziell, weil hier die dafür Verantwortlichen auf 
einem Fleck zusammenhocken, die Freiheit 
aller politischen Gefangenen in der EU, der 
Gefangenen aus der IRA, der ETA und GRA- 
PO, der BR, von AD und den belgischen 
CCC und den Gefangenen aus der RAF 

Doch davon werden wir nichts hören. Des- 
wegen ist es um so wichtiger, daß wir die Herr- 
schenden aus ihrer Verantwortung nicht ent- 
lassen und das eigentlich Selbstverständli- 
che mit allen Mitteln immer wieder einfor- 
dern. Auch wenn es derzeit politisch nicht 
sonderlich schön ausschaut, das Gute daran, 
es kann nur besser werden. Wer nicht wagt, 
der nicht gewinnt. Die Zukunft wird unser 
sein. 


Fortsetzung des Berichts 


mit einem „lockeren“ Spalier. Die Auftakt- 
kundgebung begann mit einem Beitrag von 
Christa Klar, den wir dokumentieren. Wei- 
tere Rednerin war u.a. Jutta Ditfurth. Ihr 
Thema: der Krieg gegen Jugoslawien und die 
wirtschaftlichen Interessen der NATO-Ag- 
gressoren, die der wahre Grund seien. Dit- 
furth forderte dazu auf, „dieses Land, dieses 
Herrschaftssystem zu destabilisieren, wo im- 
mer wir es treffen!” 

Grubßadressen gab es von: Rolf Heißler, Ge- 
fangener aus der RAF, den Gefangenen von 
Action Directe und der MRIA aus Peru. Die- 
se drei Beiträge drucken wir ebenfalls ab. 

Auch Nicht-Europäerlnnen nahmen an 
der Demo teil. Fine Delegation der „Inter- 
nationalen Karawane für Solidarität und Wi- 
derstand“ mit TeilnehmerInnen aus Indien, 
Bangladesh, Nepal und Mexiko machte auf 
die Auswirkungen der Weltwirtschaft und 
der Macht der Konzerne auf ihre Herkunfts- 
länder aufmerksam. 

Neben vielen anderen Iransparenten gab 
es auch welche für die Freiheit der Gefange- 


Redebeitrag von Christa Klar 


nen aus der RAF, Mumia Abu Jamal und ge- 
gen den Krieg gegen Jugoslawien. 

Zahlreiche Medien waren präsent, und die 
Kölner Presse berichtete am nächsten Tag 
von der Demo. 

Am Wochenende gab es u.a. Arbeitsgrup- 
pen und Veranstaltungen zum Ausbau des 
Europäischen Sicherheitsapparates und zur 
Situation der politischen Gefangenen in Eu- 
ropa. „Auch Rom wurde nicht an einem Tag 
zerstört, EU-Gipfel angreifen, linksradikalen 
Widerstand in F “uropa aufbauen”, stand auf 
cinem lransparent der Demo. 

Am Montag, dem 7. Juni, fand eine Kund- 
gebung für die Freiheit der politischen Ge- 
fangenen aus der RAF vor dem OLG Düs- 
seldorf statt, an der sich 15 Personen betei- 
ligten. Das OLG ist u.a. für Rolfs Haftbe- 
din gungen verantwortlich. 

Es gab zwei Beiträge: einen zu Rolf 
Heißlers Geschichte; Rolf war vor 20 Jahren 
am 9.6.79 festgenommen worden; einen zur 
Freiheit für alle Gefangenen aus der RAFE 

/um Schluß wurde eine Resolution vom 
Anti-EU-Gegenkongreß zur Freiheit für Rolf 
dem OLG übergeben. Red. 


„... daß man uns nicht stillkriegen 
kann, solange noch eines unserer 


Kinder gefangen ist“ 


Ich spreche für die Gruppe der Angehörigen 
der politischen Gefangenen in der BRD. Ich 
bin die Mutter eines Gefangenen aus der 
RAE von Christian Klar 

Wir sind hier viele Menschen, die zu- 
sammengekommen sind, um ihre Meinung 
zu ungeheuerlichem politischen V orgehen 
zu sagen. Das erste Mal seit dem 2. Welt- 
krieg wird von hier aus wieder offen Krieg 
geführt, diesmal im Verein mit der NAT O. 

Es ist auch wichtig, daß wir Älteren aus 
unseren Erfahrungen dazu sprechen. Aber 
wie ihr wiht, dürfen einige das nicht. 

čs geht um unsere Söhne und Töchter, 
um die immer noch inhaftierten Gefange- 
nen aus der RAE Sie haben damals diese 
Entwicklung gesehen und dagegen 
gekämpft. Sie standen und stehen für so- 
ziale Gerechtigkeit in der Welt, gegen Aus- 
beutung und Unterdrückung. 

Sie sind seit vielen Jahren in Haft, von 
Sondersenaten nach Sondergesetzen verur- 
teilt, lange Jahre in Isolationshaft, auch heu- 
tenoch - nach 15, 17, 20 Jahren — durch vie- 
le Verbote in ihren Kontakten einge- 
schränkt. 

Ich denke hier auch an die vielen anderen 
politischen Gefangenen: kurdische politi- 
sche Gefangene, türkische politische Ge- 
fangene und viele andere, an deren Schick- 
sal wir teilnehmen, zumal an ihnen j ja das 
praktiziert wird, was gegen unsere Gefange- 
nen seit Jahren angewendet wurde. 


Solidarität ist unsere Waffe. 

Wir Angehörige sagen: Es muß endlich 
genug sein damit, genugmit weiterem Weg- 
schließen, genug damit, diese Menschen als 
Hardliner zu bezeichnen, ihnen Meinungen 
unterzuschieben, obwohl es ihnen ja verbo- 
ten ist, sich in der Presse zu äußern. 

apici dessen, was sich die NATO- 

litik an Schrecknissen leistet, an Lug und 
us kann ich es nur als Unverschämtheit 
ansehen, wenn man unsere Kinder als Ter- 
roristen bezeichnet und sie so viele Jahre in 
Haft hält. 

Die politischen Gefangenen müssen raus. 
Wir brauchen sie. Mit allem Nachdruck 
möchte ich sagen, daß man uns nicht still- 
kriegen kann, solange noch eines unserer 
Kinder gefangen ist. 

Es sind noch in Haft: Rolf Heißler, Rolf 
Clemens Wagner, Brigitte Mohnhaupt, 
Christian Klar, Eva Haule, Birgit Hogefeld, 
und für Heidi Schulz muß die endgültige 
Freilassung entschieden werden. 

Hier zum Schluß Dank für alle Freunde 
einzeln, aus politischen Gruppen und Zu- 
sammenschlüssen in den verschiedenen Or- 
ten für die Unterstützung, die sie uns an- 
gehörigen und unseren Gefangenen gege- 
ben haben. 

Es rettet uns kein höhres Wesen. Kein 
Gott noch Kaiser noch Tribun. Uns von dem 
Elend zu erlösen, müssen wir schon selber 
tun. j 


Gefangene aus Action Directe, Frankreich 
An die TeilnehmerInnen der 


Demonstration und des Gegen- 


gipfels gegen den EU-Gipfel 


Wir freuen uns, diese Demonstration gegen 
die Europäische Union grüßen zu können. 
Tatsächlich ist diese Möglichkeit, trotz al- 
lem, hier präsent sein zu können, doppelt 
wichtig, 

“nerseits soll eure Initiative ein Fort- 
schritt in dem Aufbau einer europäischen 
Linken sein, die radikal ist in ihrer Ableh- 
nung des Kapitalismus und des Imperialis- 
mus. Zum anderen können wir genau aus 
der Entwicklung dieses Antagonismus die 
Kraft schöpfen, um unserer langwährenden 
kinknastung zu widerstehen. 


Erneut wollen wir darüber sprechen, inwie- 
weit die Situation der politischen Gefange- 
nen im Innern der revolutionären Frage 
liegt, im Innern der Fähigkeit der sozialen 
Kämpfe und Mobilisierungen, sich zu poli- 
tisıeren. 

Ende der 60er Jahre gab es in Europa und 
den anderen Kontinenten einen allgemei- 
nen revolutionären Schub. In ihm drückte 
sich die Vorstellung aus, eine Welt, die von 
Ausbeutung und Flend befreit ist, schaffen 
zu können. Die Übel des Kapitalismus be- 
enden zu können, schien greifbar nahe. Die 
ökonomische, politischen und sozialen, 
kurz die menschlichen Verhältnisse, die die 
Ungleichheit der imperialistischen Ord- 
nung hervorbringt, zu bekämpfen, erforder- 
te ein totales und unmittelbares Engage- 
ment. 

Im Laufe der 70er und 80er Jahre ent- 
standen in Europa selbst zahlreiche bewaff- 
nete Organisationen. Indem sie die Verant- 
wortlichen, die Entscheidungszentren an- 
griffen, führten sie Angriffe gegen die Or- 
ganisatoren dieser ungleichen Gesellschaft 
durch, wo die Gegensätze zusammen- 

stoßen. Betrachtet in Zahlen des Brutto-In- 

dustrie-Produkts hat sich der weltweite 
Reichtum in 20 Jahren verdoppelt; seit 1960 
ist das Fünftel der ärmsten Einwohner 
G0mal ärmer geworden als das reichste 
Fünftel. 

Und dies sind nur einige Zahlen unter vie- 
len anderen, die von der wachsenden Kluft 
zeugen zwischen einer monopolistischen 
Bourgeoisie, die immer reicher und aggres- 
siver wird, und einem Proletariat, dessen Le- 
bensbedingungen sich immer weiter ver- 
schlechtern, in derselben Bewegung wie sei- 
ne Arbeitskraft auf weltweiter Stufe ver- 
kauft wird. 

Seit Mitte der 70er Jahre, angesichts der 
allsemeinen Krise der fordistischen Metho- 
de der Akkumulation, angesichts der Ent- 


wicklung des bewaffneten Kampfes, 
verstärkten die Staaten der zukünf- 
tigen Europäischen Union ihre Re- 
pressionsapparate. Die Integration 
dieser Apparate in die komplexe Ma- 
schinerie der präventiven Konterre- 
volution wurde so eines der konsti- 
tuierenden Markenzeichen der Eu- 
ropäischen Union im Aufbau. 

Der europäische Rechtsraum er- 
laubte es, die Verteidigung der ge- 
fangenen Militanten auf unterster 
Ebene anzugleichen. Ausgehend von 
dem europäischen Versuchslabor auf 
dem Gebiet der Iotalisolation, das 
die BRD seit den Anfängen der 70er 
Jahre, wurde diese Methode der Ver- 
nichtung in andere Länder expor- 
tiert. In Italien, in der BRD, in Spa- 
nien, in Frankreich erlaubten es ver- 
schiedene Sondergesetze und Son- 
dermaßnahmen, die Militanten un- 
ter Bedingungen zu verurteilen, die 
die demokratischen Prinzipien, auf 
die sich diese Staaten berufen, ver- 
höhnen, Folter, zusammengebastelte 
Anklagen, auf das nötigste reduzierte Ver- 


‚teidigungsrechte. 


Mit der Kriminalisierung der revolu- 
tionären Bewegungen sollte die Idee selbst, 
es zu wagen, konkret an die Revolution zu 
denken, zum Schweigen gebracht werden. 
Um das Schauspiel der „Demokratie“ zu 
nähren, reichte die ins System integrierte 
Opposition vollkommen aus. Das Urteil Le- 
benslänglich wurde gegen Hunderte ver- 
hängt. 

Heute, auch wenn einige Gefangene in- 
folge der Staffelung der Strafen freigelassen 
wurden, sind die anderen immer noch dif- 
ferenzierten Haftbedingungen unterwor- 
fen. Die wütende Repression der 80er Jahre 
lastet als Gewicht auf den aktuellen Kämp- 
fen, auch wenn sie zum Frliegen gekommen 
ist und negiert wird. 


Und ihr tragt dazu bei, genau dieses Ge- 
wicht aufzuheben, selbst wenn der laufen- 
de Krieg auf dem Balkan die Zukunft einer 
Welt zeichnet, die der imperialistischen 
Ordnung unterworfen ist. Der Horror der 
Gemetzel, die durch die Bombardierung der 
NATO verursacht werden, und die inte- 
rethnischen Massaker, skandiert von den 
verschiedenen chauvinistischen Parteien 
Ex-Jugoslawiens, drängen sich uns allen als 
die Realität am Ende dieses Jahrtausends 
auf. Sie finden ihren Widerhall in Dutzen- 


den von Konflikten in Afrika, Asien, Nahost 
; in Millionen von Flüchtlingen, die in ihr 
Exil einer neuen „flexiblen“ Sklaverei zie- 
hen und in Millionen von Toten „für 
nichts”, außer den Interessen des ein oder 
anderen Clans in dem Verkauf des sozialen 
Reichtums einer Region an den neuen Ko- 
lonialismus der Triade USA — Europäische 
Union - Japan. 

Daß sich die geostrategischen Interessen 
der Imperialisten nicht mehr in Begriffen 
der Froberung von Territorium erklären, 
sondern als Einflußzonen, wo die Ströme 
des globalen Marktes frei zirkulieren kön- 
nen, ändert sicherlich die Natur dieser „Re- 
kolonialisierung”. Aber das Wichtigste für 
uns — ihr, die ihr hier versammelt seid, und 
wir hinter den Mauern unserer Gefängnis- 
se -ist die Bedeutung dieses Krieges für die- 
jenigen, die ihn nicht wollen. 

So ist es wichtig, was uns dieser Krieg über 
die explosive Mischung zwischen der Ein- 
stimmigkeit der „internationalen Gemein- 
schaft“ der Besitzenden und der zuneh- 
menden inter-imperialistischen Konkur- 
renz sagt, die die Tendenz zum Krieg belebt. 
Und die "Tatsache, daß man weiß, daß Mi- 
losevic ein Henker ist, ändert nichts an die- 
ser Sache. 


Dieser Krieg folgt der Logik der schlimm- 
sten imperialistischen Brutalität. Gegen 
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diese Brutalität drängt sich die Notwendig- 
keit einer Politisierung der sozialen Kämp- 
fe und Mobilisierungen auf. 

Der Hebel darin könnte die Tatsache 
selbst sein, daß dieser Krieg von einer Ko- 
alition geführt wird, in der, von der franzö- 
sischen „pluralistischen Linken“ bis zu den 
deutschen Rosa-Grünen, über den „neuen 
Sozialismus“ eines Tony Blair und einer von 
der Ex-PCI geführten italienischen Regie- 
rung, die gesamte europäische Sozialdemo- 
kratie bis zum Hals in die kriegerische Poli- 
tik der Partei des Krieges verwickelt ist. Und 
cs dürften nicht viele gewesen sein, die über 
diesen Weg der angeblichen Alternativen 
und Kommunisten in die Dienste der mo- 
nopolistischen Bourgeoisien erstaunt wa- 
ren. Die Etiketten ändern sich ein bißchen, 
aber die Funktion der Sozialdemokratie 
bleibt. Sie gelangt an die Macht, sei es, um 
eine Revolution zu verraten, sei es, um das 
Programm umzusetzen, das die Bourgeoisie 
alleine nicht durchzuführen wußte. Sie er- 
füllt ihre Aufgabe mit einem Aufschwung 
der Repressions-Manipulation der Proleta- 
rier. 

Heute ist es die institutionelle Gewalt des 
Krieges, die sie uns als Non plus Ultra einer 
sogenannten europäischen Zivilisation ver- 
kaufen; gestern war es die der Profite für die 
Chefs und die notwendige Anpassung der 
Ausgebeuteten an ihr Diktat; morgen wird 
es abermals die soziale und politische Re- 
pression gegen die Armen sein, die von hier 
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und die von dort, gegen die sich die Festung 
Europa errichtet. Jeder 'Ieil des Puzzles ist 
mehr als ein Teil des Ganzen, oder genauer 
gesagt, jeder Kampf, jede Forderung gegen 
diesen Zustand der bestehenden Verhält- 
nisse muß sich in die Bewegung für ihre Ab- 
schaffung tragen. 

Dies ist nur möglich, wenn diese Kämpfe 
mit dem Neo-Reformismus brechen und 
mit dem Rahmen des Systems, in den die- 
ser Reformismus sie einsperrt. In diesem 
Bruch werden sie die politische Qualität er- 
langen, die notwendig für den Ausdruck ci- 
ner authentischen antikapitalistischen und 
antiimperialistischen Bewegung ist. 


In den 80er Jahren war „Krieg dem Krieg“ 
eine permanente Aktion der revolutionären 
Bewegung. Als Antwort auf das Andauern 
des kalten Krieges und das Wettrüsten setz- 
te sie sich in Tausenden von Sabotageakten 
gegen die Kriegsbestrebungen der Bourge- 
oisie um. Ob bewaffnet oder nicht, arbeite- 
ten die verschiedenen Strukturen der 
Selbstorganisation des Proletariats an der 
anti-imperialistischen Front. 

Während die Aktivität gegen den Viet- 
namkrieg eine der Grundlagen es bewaff- 
neten Eingagements der RAF war, zielten die 
Aktionen der anti-imperialistischen Orga- 
nisationen in den USA auf den militärisch- 
industriellen Komplex, der in die Kriege nice- 
derer Intensität in Lateinamerika verwickelt 
war. 


Zerstörte Brücke in Novi Sad (oben 
kenhaus Dr. Dragisa Misovic in Belgrad, u.a. die einzige Kli- 
nik für lungenkranke Kinder (benannt nach einer Arztin, die 
von den Nazis erschossen worden ist (unten links); Anti- 
Kriegs-Plakat der Autonomen Antifa-M 
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links); das zerstörte Kran- 


In den Metropolen verband der Anti- 
Kriegs-Widerstand die drei Fronten des 
Klassenkrieges, die antiimpenalistische 
Front mit der antikapitalistischen Front, 
aber auch mit der antiopportunistischen 
Front. Da sie ins Herz des vom Militarısmus 
etablierten permanenten Krieges einbrach 
und den Konsens mit dem Imperialismus 
zerriß, der dank der Mitwirkung der Kräfte 
der „friedlichen Koexistenz“ (Parteien, Ge- 
werkschaften, institutionalisierte Grup- 
pen), d.h. allen Kräften der permanenten 
Konterrevolution errichtet war. 


Es liegt an euch, an uns, an allen Revolu- 
tionären zu bestimmen, was mit diesen Er- 
fahrungen heute gemacht werden kann, 
ihren Irrtümern und Mißerfolgen, aber auch 
mit den Fortschritten, die sie gebracht ha- 
ben. Dadurch wird das „Krieg dem Krieg“ 
eine Praxis wiederfinden, die auf der Höhe 
der Aktualität ist. 


Gegen das Europa des Kapitals muß sich der 


Widerstand der Proletarier und der unter- 
drückten Völker durchsetzen. 

Gegen das kriegerische Europa muß sich der 
Krieg gegen die Partei des Krieges entwickeln. 
Gegen die Festung Europa und das Europa 
der Bullen muß die Solidarität mit den Flücht- 
lingen und Opfern der Repression leben. 
Joëlle Aubron, Nathalie Menigon, Jean-Mare 
Ruoillan, Gefangene aus Action Directe, Ju- 


ni 1999 


Griechenland 


Freiheit für den Anarchisten Nikos Maziotis ! 


Wenn die „Unschuldigen“ unsere Solida- 
rität verdienen, 

dann verdienen die „Schuldigen“ sie um so 
mehr. 


Nikos Maziotis wurde im Januar 1998 ver- 
haftet, nachdem die Anti-Ierror-Polizei in 
sein Haus eingedrungen war. Er wurde be- 
schuldigt, im Dezember 97 eine Bombe im 
Industrie- und Entwicklungsministerium 
gelegt zu haben. Mit dem im folgenden ab- 
gedruckten Brief, den er wenige lage nach 
seiner Verhaftung aus dem Knast schickte, 
übernahm er die Verantwortung für diese 
Aktion, die stattfand, während die Men- 
schen der Dörfer von Halkidiki gegen den 
Bau einer Gold-Metallurgie der kanadischen 
multinationalen TVX Gold auf ihrem Ge- 
biet revoltierten und als in ihren Dörfern Un- 
terdrückung und Ausgangssperre herrsch- 
ten. 

Nikos Maziotis ist seit 1% Jahren im Kori- 
dallos-Knast in Athen, Griechenland, inhaf- 
tiert, ihm werden sehr schwere Anschuldi- 
gungen zur Last gelegt, und sein Prozeß wird 
vor Ende Juli beginnen. 


Mit dem Versuch, gegen das Industrie- 
und Entwicklungsministerium am 16. De- 
zember 1997 hatte ich zum Ziel, den politi- 
schen, unternehmerischen und polizeili- 
chen Kreisen die Nachricht zu senden, daß 
ihre Pläne, entweder investieren oder Un- 
terdrückung, nicht ohne Widerstand über 
die Bühne gehen werden. 

Meine Absicht war auch, eine Nachricht 
der Solidarität an den gerechten und dyna- 
mischen Kampf zu senden, den die Bewoh- 
ner von Strymonikos Bay mit allen Mitteln 
gegen die Errichtung der Goldindustrie der 
kanadischen multinationalen TVX Gold im 
Nordosten von Halkidiki austragen. 

So übernehme ich vollständig die politi- 
sche Verantwortung für meine Aktionen. 
Die „anarchistische Stadtguerilla“ bin ich. 
Ich ganz alleine baute und plazierte den im- 
provisierten explosiven Mechanismus am 
6.12.97 im Industrie- und Entwicklungsmi- 
nisterium. Was im Haus in der Spartisstr. 13 
gefunden wurde, gehört ausschließlich mir. 

Ich sehe mich nicht als einen bewaffneten 
Guerilla, sondern als einen sozialen Gueril- 
la. Ich kämpfe mit meiner ganzen Kraft für 
den Umsturz des Staates und der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse, ohne eine Form 
des Kampfes zurückzuweisen oder höher 
einzuordnen als andere. In meiner politi- 
schen Praxis schrieb ich und verteilte Flug- 
blätter, Plakate, ich nahm an Demos und 
Märschen teil, an Besetzungen und Kon- 
flikten mit den Repressionskräften des Staa- 
tes. 

In einem bestimmten Moment meines 
Kampfes wählte ich diesen Weg, um ein Zei- 


chen zu setzen, ein Zeichen der sozialen So- 
lidarität. 


Meine früheren Zeugnisse der Vielfalt 
meiner revolutionären Aktivitäten 

1991 war ich der Wehrdienstverweigerung 
angeklagt, war acht Monate in einem Mi- 
litärknast eingesperrt, und dann gibt es noch 
Anklagen gegen mich wegen Desertion und 
Beleidigung der Armee. Im August 1994 war 
ich mit 51 anderen Genossen wegen der Be- 
setzung der Wirtschafts-Uni angeklagt. Die 
Besetzung war Ausdruck der Solidarität mit 
den anarchistischen Gefangenen im Hun- 
gerstreik: Odysseas Kampouris und Giorgos 
Balatas. 

Ich war auch angeklagt für meine Beteili- 
gung an einem der ernstesten gesellschaftli- 
chen Freignisse der Periode der politischen 
Reformen, der Revolte der "Technischen 
Hochschule im November 95. Das war Aus- 
druck der Solidarität mit den aufständi- 
schen Gefangenen des Koridallos-Knastes 
und auch mit den politischen Gefangenen 
dieser Periode, dem Anarchisten K. Kalare- 
mas, der im Hungerstreik war, S. Dapergo- 
las, Od. Kampouris, Chr. Marinos, G. Ba- 
lafas, mit den vier Anarchisten, die während 
einer Demonstration in Salonika verhaftet 
wurden, und auch mit dem Kriegsdienst- 
verweigerer N. Karanikas. 

Ich bin ein Anarchist, und ich strebe die 
völlige Zerstörung des Staates an und des ka- 
pitalistischen Regimes und seinen Ersatz 
durch antiautoritäre Kommunen. Die einzi- 
ge Beschuldigung, die ich akzeptieren kann, 
und das ist mir eine Ehre, ist die der sub- 
versiven Aktivität. 

Wenn Freiheit für meine Feinde ein Ver- 
brechen ist, dann, ja dann gebe ich zu, ein 
Verbrecher zu sein. 

Als meine Klassenfeinde sehe ich die, die 
bestimmten sozialen Klassen angehören 
und verantwortlich sind für die Leiden die- 
ser Welt, Armut, Ausbeutung, Unter- 
drückung, Drogen, Knäste, Kriege, Umwelt- 
zerstörung. Und diese gesellschaftliche Ka- 
tegorie ist nichts anderes als die Staatsbe- 
amten, Politiker, Technokraten, Mandarine 
des Kapitals, Bürokraten, uniformierte Mör- 
der der Sicherheitskräfte und die Sicher- 
heitspolizei. Diese gesellschaftlichen Kasten 
werden niemals von der Vorderbühne der 


. Geschichte verschwinden, werden niemals 


ihre Macht aufgeben und freiwillig oder 
durch Überredung auf ihre Privilegien ver- 
zichten. 

Darum ist der soziale und Klassenkrieg un- 
vermeidlich. Und ich bin nichts als ein poli- 
tischer Gefangener, ein Gefangener der so- 
zialen und Klassenkrieges, der am Kochen 
ist und viele Male in der Gesellschaft auflo- 
dert. 

Da gab es viel Gerede in den Medien (wel- 


che die organisierte Lüge verbreiteten), daß 
ich zu der „zweiten Generation der Terrori- 
sten“ gehöre. Ich halte diese Interpretatio- 
nen, eher Mißinterpretationen, für lächer- 
lich. Ich habe folgendes über diese Art von 
Vergleichen zu sagen. Da gibt es drei Arten 
von politischer Gewalt. Den Staatsterroris- 
mus, der der gewöhnlichste und organisier- 
teste ist, da der Staat das Monopol auf Ge- 
walt besitzt; der „revolutionäre Terrorismus“ 
von Organisationen mit marxistisch-lenini- 
stischer Ideologie, welche durch ihre hierar- 
chischen Strukturen die Strukturen des 
Staates reproduzieren. Sie sind ein Minia- 
turstaat. Und da ist die befreiende Gewalt- 
tätigkeit. 

Soziale Revolutionen und Aufstände sind 
meist vorangetrieben von Kämpfern, die in- 
nerhalb einer offenen Massenbewegung 
handeln, eher als von „Jakobiner”-Klubs und 
isolierten militärischen Organisationen mit 
marxistisch-leninistischer Ideologie. 

So gebe ich die Charakterisierung zurück 
an meine Ankläger. Mehr als 20 Jahre bür- 
gerliche parlamentarische falsche Demokra- 
tie können das Beweisen. 

Im Juli 1976, während Konflikten im Zen- 
trum von Athen zwischen Bauarbeitern und 

der Polizei, ermordete ein gepanzertes Poli- 
zeifahrzeug die 66 Jahre alte Frau Anastasia 
Isivika. | 

1978 ermordeten Männer der MEA (Son- 
derpolizeieinheiten) Doktor Tsironis in sei- 
nem Haus in Smyrni, als er erklärte, daß sein 
Haus ein vom griechischen Staat autonomes 
Gebiet sei. 

Am 16. November 1980, während einer 
Demo von der Technischen Hochschule zur 
amerikanischen Botschaft, wurden Lakovos 
Koumis und Stamatina Kanelopulou von 
der MAT (Aufruhrpolizei) totgeschlagen. 

Am 17. November 1985, während Zu- 
sammenstößen an der Technischen Hoch- 
schule, ermordete der MAI-Polizist Melistas 
den 15jährigen Michalis Kaltezas. 

1986 wurde während Zusammenstößen 
zwischen Streikenden von Eidko-Ater und 
der MAT in Kassariani der Arbeiter Agelos 
Mavroudis umgebracht. 

Am 9. Januar 1991 wurde der Lehrer N 
Temponeras von rechten Schlägern, die ei- 
ne Besetzung von Schulen in Patra durch 
Studenten stoppen wollten, ermordet. 

Am 10. Januar 1991 wurde, während Zu- 
sammenstößen nach einer Studentendemo 
gegen die Ermordung von N. Temponeras, 
von MAT-Kräften "Iränengas eingesetzt, 
welches ein Feuer im Einkaufszentrum ver- 
ursachte. K. Marousi und vier Bürger star- 
ben. 

Am 27. desselben Monats wird der Tod. des 
aus der Türkei kommenden politischen 
Flüchtlings Souleiman Aknar bekannt, 
nachdem dieser gefoltert worden war. Er war 
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weggesperrt im staatlichen Sicherheitsge- 
bäude. 

Am 10. Januar 1994 exekutierte der Poli- 
zeibeamte lagogiannis, der zur Polizeistati- 
on von Moshato gehört, Th. Giakas während 


einer einfachen P :rsonalienfeststellung mit’ 


5 Schüssen. 

Im Dezember 1996 wird in Piräus, auf dem 
Schiff Pegasus in Kabine 53, der Anarchist 
Christoforus Marinos hingerichtet. 

Im selben Jahr wird in einer Polizeisperre 
außerhalb von Livadıa 'lasos Mouratis von 
einem Polizisten ermordet. 

Im Dezember 1997 wird ein albanischer 
Gefangener beim Versuch, vom Diavaton- 
Knast in Salonika zu entkommen, von Poli- 
zısten getötet. 

Die Liste der Morde des „demokrati- 
schen“ Staates und der „demokratischen“ 
Polizei ist endlos. Keiner der Mörder hat je 
für seine Taten bezahlen müssen. Die 
Schuld lag immer beim Opfer, da „Selbst- 
mord beging”, oder die Gewehre der Polizi- 
sten gingen „versehentlich“ los oder der Po- 
lizist handelte in „erlaubter Selbstverteidi- 
gung”. „Gerechtigkeit“ befand die Mörder 
entweder als unschuldig oder hat einfach die 
Anklage fallengelassen. 

So, wer sind die Terroristen, und wer ist für 
die Gesellschaft und die Bürger gefährlich? 

Ich gehöre zu einem politischen und so- 
zialen Milieu, welches in vielen Fällen be- 
wiesen hat, dab sein Handeln für den Staat 
und das Regime bewiesen hat, da es wieder- 
holt für die unterdrückten sozialen Klassen 
exemplarisch reagierte, in Gestalt des Kamp- 
fes und Widerstandes gegen die allgemei- 
nen Angriffe des Staates. 

Wir können auf die gesellschaftlichen Er- 
eignisse der letzten 20 Jahre zurückblicken, 
um zu beweisen, wie wahr das ist. (...) 

Anarchisten tragen daran (an den Kämp- 
fen dieser 20 Jahre — Red.) einen großen Teil 
an Verantwortung, den sie halten immer die 
Idee von Widerstand und Umsturz am Le- 
ben, sogar in Zeiten, in denen der soziale 
Krieg sich in einem Abschwung befindet. 

Die Anarchisten, die niemals nach politi- 
schem oder autoritärem Ersatz suchten, 
können stolz sein, daß sie in diesem ganzen 
Zeitraum am sozialen und Klassenkampf 
beteiligt waren. 

Solidarität mit K. Kalaremas, S. Dapergolas 
ung G. Vlassopoulos 

Solidarität mit dem Gesellschafts- und Klas- 
senkampf 

Solidarität mit allen Aufständischen 
Koridallos-Knast, 11.2.1998, Nikos Maziotis 
(Danke an C. für die schnelle Übersetzung 
aus dem Englischen) 


ze 


Re 
Pie 


X h AN s e 
Kos MAZIOTIS 


6 


Brief der Revolu- 
tionären Bewegung 
Tupäc Amaru 


an die internationalistische Demonstration 
gegen den EU-Gipfel 


Liebe GenossInnen, 

einen herzlichen Gruß sendet Euch die Re- 
volutionäre Bewegung 'lupäc Amaru, die in 
den Bergen und Städten Perus einen Prozeß 
des Widerstands und Kampfs gegen den Neo- 
liberalismus und die Diktatur Alberto Fuji- 
moris entwickelt! Wie Ihr wißt, versteht sich 
unsere Organisation als integraler Bestandteil 
der gesamten umfassenden und heterogenen 
Bewegung des Kampfs der Unterdrückten 
und Ausgegrenzten dieser Welt, und heute 
kämpfen wir auf verschiedenste Weise für den 
Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft - ei- 
ner Alternative zur kapitalistischen. Inmitten 
dieser mannigfaltigen Kämpfe drücken wir 
heute gemeinsam unsere Ablehnung aus ge- 
genüber den Prozessen einer Globalisierung 
des Kapitals und einer Vereinigung der impe- 
rialistischen Zentren. 

Wir meinen, daß wir in den vergangenen 
Jahren einer beispiellosen Vertiefung jener 
Prozesse beigewohnt haben, die - geleitet von 
der neoliberalen Logik des entfesselten Kapi- 
talismus — im Weltmaßstab die Märkte in- 
tensiviert haben und die die Wirtschaft glo- 
balisiert und damit die schwerwiegendsten 
ökonomische, sozialen und ökologischen Fol- 
gen für die verschiedenen Völker und Terri- 
torien des Planeten hervorgerufen haben. 
Diese Prozesse werden vorangetrieben durch 
die internationalen Wirtschafts- und Finan- 
zinstitutionen (Weltbank, Internationaler 
Währungsfonds und GATT/Welthandelsor- 
ganisation auf allgemeinem Niveau sowie die 
Institutionen der Gemeinschaft im europäi- 
schen Raum( im Zusammenspiel mit den 
großen transnationalen Firmen und dem eu- 
ropäischen und internationalen Finanz- und 
Spekulationskapital — die neuen Besitzer der 
Welt. Sie sind diejenigen, die am meisten 
Nutzen aus den genannten Institutionen zie- 
hen. Sie operieren zunehmend am Rande und 
oberhalb der staatlichen Strukturen und ma- 
chen die Politik der Regierungen, mit jedem 
Mal mehr eine Verlängerung der Interessen 
des transnationalen Kapitals. So führt die 
Souveränität der Staaten Rückzugsgefechte, 
während die Autonomie und Hegemonie der 
wirtschaftlichen Macht der Transnationalen 
über die politische Macht der Staaten hin- 
auswächst, was sich unter anderem übersetzt 
in eine monetäre Politik der Zentralbanken, 
die von jedweder Art politischer und demo- 
kratischer Kontrolle unabhängig ist. 

Besagte Dynamik verstärkt die Tendenz, 
dab der Reichtum sich in täglich weniger Hän- 
den konzentriert, während der Anteil ungesi- 
cherter Beschäftigungsverhältnisse am Ar- 
beitsmarkt anwächst, so wie es die Arbeitslo- 
sigkeit tut und die Feminisierung der Armut, 


so wie jeden Tag mehr die kleinbäuerliche 
Landwirtschaft verschwindet und die tradi- 
tionelle Textilherstellung zerstört wird. Und 
so wie die Kontrolle des Marktes durch die 
große wirtschaftliche Aktivität der 'Iransna- 
tionalen anwächst, die massive Privatisierung 
der öffentlichen Firmen, die Umstrukturie- 
rung der Produktion sowie die Verlagerung 
zahlreicher Industrien in andere Länder mit 
niedrigeren Kosten für Arbeit und (sogar 
noch) höherem Niveau der Ausbeutung. So 
wie die substantiellen Kürzungen der Staats- 
ausgaben voranschreiten und die graduelle 
Demontage und Privatisierung der sozialen 
Dienste, die soziale Diskriminierung und die 
Ausgrenzung, so wie das Befördern einer Zu- 
spitzung des ökologischen Ungleichgewichts, 
das bereits eine den ganzen Planeten umfas- 
sende Dimension angenommen hat (Klima- 
veränderung, Entwaldung, Wüstenbildung, 
Erschöpfung der nicht erneuerbaren Res- 


\ 


sourcen ). 

Alles das hat eine Welt voller Konflikte her- 
vorgebracht, in der sie uns sogar noch das 
Recht auf die Hoffnung nehmen wollen und 
darauf, von einer besseren Welt zu träumen. 

Diese Situation betrifft heute nicht aus- 
schließlich die sogenannte Dritte Welt oder 
die kritische Lage des Ostens, sondern in im- 
mer offensichtlicherer Weise auch die Ge- 
sellschaften des Nordens selbst, einschließ- 
lich der Europäischen Gemeinschaft, wie wir 
sie unter den Bedingungen des Maastrichter 
Vertrages vorfinden. 

Wir glauben, daß es notwendig ist, daß wir, 
die Verdammten dieser Erde, die ohne Stim- 
me, unsere Stimme zurückerobern und ge- 
meinsam die neue imperialistische Auftei- 
lung der Welt anklagen, die Errichtung der 
Furopäischen Union, deren Hauptnutznießer 
die wirtschaftlichen und militärischen Eliten 
sind. Fine FU, die sich aufbaut in höchst ant- 
idemokratischer und militaristischer Weise, 
jedes Mal mehr an den Gesellschaften ihrer 
Mitgliedsländer vorbei. Eine EU, die ihre Be- 
herrschung und Ausplünderungder Länder in 
der Peripherie verstärkt. Unsere Stimme ist 
gegen diese europäische, neoliberale und po- 
lizeiliche Union. Unser Kampf ist Euer 
Kampf, und mit dem würdigen Beispiel des 
Comandante Nestor Cerpa und der Hunder- 
te von Märtyrern der lupac Amaru rufen wir 
dazu auf 
e uns der Globalisierung des Kapitals und der 
Repression entgegenzustellen, indem wir un- 
sere Kämpfe internationalisieren 
e die internationale Solidarität zu einer In- 
stanz der Einigkeit und des Kampfes der Aus- 
gegrenzten zu machen 
° breite Fronten aufzubauen gegen den Neo- 
liberalismus und für die Würde der Völker 

e gegen den Imperialismus und die Kriege: in- 
ternationalistische Solidarität 

Wir schließen, indem wir Eure Initiativen 
grüßen und mit dem peruanischen Theoreti- 
ker Mariategui sagen: 

In diesen Stunden des Kampfes eint uns alles 
und trennt uns nichts! 


MRTA, Mai 1999 


Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und 
MigrantInnen 


Wir sind im 
Hungerstreik 


Heute, am 4. Juni, haben in Köln Flücht- 
linge aus Afrika, Asien, Lateinamerika und 
dem Nahen Osten gemeinsam, mit Un- 
terstützerlnnen aus Fruopa und den USA, 
einen Hungerstreik gegen rassistischen 
Terror und für Menschenrechte, Gerech- 
tigkeit und Frieden begonnen. Wir haben 
das Büro des Kreisverbandes von Bündnis 
90/Die Grünen am Fbertplatz 23 besetzt. 

Wir haben diesen Hungerstreik heute, 
da der EU-Gipfel stattfindet, begonnen, 
und wir werden auch dann noch im Hun- 
gerstreik sein, wenn er G7-Gipfel vom 18. 
bis 20. Juni tagen wird. 


Wir hungern nach Gerechtigkeit 


Am 28. Mai wurde Aamir Mohamed Age- 
eb, ein sudanesischer Flüchtling, nur ein 
paar hundert Kilometer von Köln entfernt 
in einem Flugzeug während eines gewalt- 
samen Abschiebeversuches aus Deutsch- 
land von BGS-Beamten getötet. Die Aus- 
sage von Otto Schily, dem Innenminister 
Deutschlands, er werde nun keine Ab- 
schiebungen per Flugzeug mehr durch- 
führen, wenn sich die betroffenen Flücht- 
linge körperlich dagegen wehren, erscheint 
uns angesichts der Tatsache, daß bei dem 
gerade stattfindenden EU-Ireffen neue 
Strategien erarbeitet werden, um die Fest- 
ung Furopa weiter zu stärken und noch 
weit mehr Menschen als bisher gewaltsam 
abzuschieben, lächerlich. Abschiebung ist 
niemals freiwillig! (...) 


Wir sind hier, weil Ihr unsere 
Länder zerstört 


Köln, als die gastgebende Stadt der 
EU/G3-Gipfel, wird zugleich die Flücht- 
linge und Unterdrückten beherbergen 
müssen, die die Konsequenzen ihrer Poli- 
tik darstellen. Wir versammeln uns hier, 
um uns unseren Unterdrückern entgegen- 
zustellen. Dabei werden wir nicht nur auf 
die rassistische Realität, mit der wir hier in 
Deutschland konfrontiert sind, hinweisen, 
sondern auch auf die Gründe unserer 
Flucht: Die Brutalität der Diktaturen und 
der faschistischen Regime in den Ländern, 
aus denen wir kommen, und wie Deutsch- 
land und alle anderen G ‚/-Staaten genau 
diese Regime unterstützen und en 
ren, um ihre Gewinne zu maximieren. 

Diese 'Ireffen der mächtigsten Staaten 
der Welt finden in einer Zeit voller Gewalt 
und Ungerechtigkeit statt. 

Mit unglaublicher Arroganz ist das tür- 
kische Regime auf dem Weg, den Vorsit- 
zenden der PKK, Abdullah Ocalan, zu er- 


morden, um den kurdischen Freiheits- 


kampf zu zerstören. Die Hungerstreiken- 
den fordern die EU- und G7-Gipfel auf, 
massiven Druck auf die Türkei auszuüben, 
um dieses barbarische Schauspiel zu stop- 
pen und eine politische Lösung für die kur- 
dische Frage zu finden. 

Nach mehr als 70 Tagen ununterbro- 
chener Bombardierung, massiver Zer- 
störung und unglaublichem Leid der ju- 
goslawischen Bevölkerung ist klar, daß der 
Nato-Angriff auf Jugoslawien nichts mit 
Menschenrechten zu tun hat. Ebenfalls ist 
klar, daß die kosovo-albanischen Flücht- 
linge als Mittel zur Rechtfertigung des US- 
geführten Nato-Angriffs benutzt werden. 
Die Hungerstreikenden fordern die Mit- 
glieder der EU und G7 auf, unmittelbar die 
Nato-Angriffe einzustellen. 

Wir, die Flüchtlinge im Hungerstreik, 
fordern insbesondere von der deutschen 
rot-grünen Regierungskoalition, nicht wei- 
ter Gründe für unsere Flucht zu schaffen 
-nicht weiter deutschen Militarismus und 
Expansionismus mit Menschenrechten zu 
rechtfertigen — nicht weiter mit faschisti- 
schen Regimes und Diktaturen wie der 
Türkei, Peru, Sri Lanka, Nigeria, Togo etc. 
zu kollaborieren und sie zu stützen, son- 
dern wirklich anzufangen, Menschenrech- 
te zu verteidigen, indem ein sofortiger ge- 
nereller Abschiebestopp ausgerufen wird. 

Wir fordern den grünen Bundesaußen- 
minister Joschka F ischer auf, unverzüglich 
ein Treffen mit ihm, dem Bundesinnen- 
minister Otto Schily und den Hunger- 
streikenden zu arrangieren, um ihnen un- 
sere Forderungen zu überreichen und zu 
diskutieren. 

Cornelius Yufanyi und Venant Adoville 
Saague, Kamerun; Donny Ohia, Roberts 
Tunde Emmanuel und Adebayo Babaum- 
de, Nigeria; Yigit Senayi, Ali Beydagi und 
Fatma | Bey dagi, Kurdistan; Aley Alayo, Pe- 
ru; Marusaleem Jeyathas, Tamil Beelam; 
Viraj Mendis, Sri Lanka; Komlan Glokpon 
und James Atayi, Togo: Warren Stowe, 
USA; Tom Kucharz, Deutschland 

Unterstützt die Hungerstreikenden! 
Sendet Faxe an das Büro der Grünen (02 
21)977 7889 und fordert diese auf, nicht 
weiter Druck auf die Hungerstreikenden 
auszuüben und sie ihre Aktion ungestört 
fortsetzen zu lassen. Spenden sind drin- 
gend nötig und steuerlich absetzbar. 

Schickt e eure Spenden an: Sparkasse Bre- 
men, Kt.Nr. 10739282, BLZ: 29050101, 
Bemerkung. Hungerstreik 


Koordinierungsbüro: Internationaler Men- 
schenrechtsverein Bremen 
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Stoppt die Kriminalisierung kritischer Kunst 


Freiheit für 
Moré Keskin! 


Berlin. Am 1. Mai 1999, kurz nachdem die 
Abschlußkundgebung der revolutionären 
l.-Mai-Demonstration um 13 Uhr vom 
Oranienplatz aus beendet war, wurde More 
Keskin (mit bürgerlichem Namen: Nurän 
Ayten) verhaftet. Seitdem sitzt sie in Un- 
tersuchungshaft im Gefängnis in Pankow. 
1994 wurde More angeklagt. Diese „Ankla- 
ge“ geht auf die revolutionäre 1.-Mai.De- 
monstration 1994. Die Hauptanklagepunk- 
te sind $90a „Verunglimpfung des Staates 
und seiner Symbole“ und $139 ‚Volksver- 
hetzung“. Damals am Ende der Demo wur- 
de Moré verhaftet, und ihr wird u.a. vorge- 
worten, das Lied „Deutschland“ der Grup- 
pe Slime vom Lautsprecherwagen aus ab- 
gespielt zu haben und die Parole „Deutsche 
Polizisten üben fleißig für ein neues ‘33“ ge- 
rufen zu haben. Darüber hinaus habe sie 
laut der Anklageschrift am 20. April 1994 
auf einer Demonstration unter dem Motto 
„Gerechtigkeit für Mete Eksi“ die Parole 
‚Deutsche Polizisten, Mörder und Faschi- 
sten“ gerufen. Die Höchststrafe für beide 
Hauptanklagepunkte ist jeweils fünf Jahre 
Gefängnis. 

Das Lied „Deutschland“ von Slime ist vor 
über 15 Jahren veröffentlicht worden. Es 
wurde nie verboten und ist in gut sortierten 
Plattenläden in Berlin und überall in der 
BRD zu kaufen. Es ruftzum Widerstand ge- 
gen eine Herrschaft durch Faschisten und 
Multis und gegen Militarismus und Um- 
weltzerstörung auf. Es propagiert einen mi- 
litanten Anti-Patriotismus. Der Versuch der 
Berliner Justiz, dieses Lied zu kriminalisie- 
ren und More für das öffentliche Abspielen 
dieses Liedes zu bestrafen, hat eine weitrei- 
chende Bedeutung, die über Berlin hinaus 
ihre Wirkung haben wird. Wenn das Ge- 
richt damit durchkommt, würde es bedeu- 
ten, daß die Macht des Staates und seiner 
Verfolgungsorgane, _gesellschaftskritische 
Kunst zu verfolgen, zu verbieten und zu be- 
strafen, praktisch keine Grenzen haben 
wird. Insbesondere Kunst, die sich dem 
Kampf gegen Ungerechtigkeit und Unter- 
drückung verpflichtet fühlt, wäre weitge- 
hend kriminalisiert bzw. der willkürlichen 
Verfolgung der staatlichen Organe ausge- 
setzt. 


Seit mehr als 10 Jahre ist More in vielen 
Teilen von Berlin und darüber hinaus als ei- 
ne revolutionäre Aktivistin und Unterstüt- 
zerin der Revolutionären Kommunisten 
(BRD) sehr bekannt. Sei es im Kampf ge- 
gen Rassisten oder Faschisten, gegen die 
Unterdrückung von Frauen oder Minder- 
heiten, gegen die Hinrichtung und für die 
Freiheit von Mumia Abu-Jamal, gegen Po- 
lizerübergriffe oder am 1. Mai, ist sie immer 


7 


aktiv dabei gewesen. Aus diesem Grund und 
weil heutzutage eine Frau kurdischer Ab- 
stammung (auch wenn sie, wie Moré, in 
Deutschland geboren und aufgewachsen 
ist) sowieso praktisch als „Staatsfeindin“ 
gilt, wird diese politische Verfolgung von Ju- 
stizwillkür begleitet. 

Am 12. Oktober 1995 sollte ihre ur- 
sprüngliche Gerichtsverhandlung stattfin- 

den. Zu dieser Zeit war Moré krank, in me- 

dizinischer Behandlung und von mehreren 
Ärzten als verhandlungsunfähig erklärt. Es 
hat deswegen in den Wochen vor dem Ter- 
min mehrere Verschiebungen gegeben. Am 
10. Oktoberbat ihre Anwältin schriftlich um 
eine erneute lerminverschiebung, bis More 
wieder verhandlungsfähig wäre. Dies hatte 
der zuständige Richter Brüning abgelehnt. 
Moré erschien zum Gerichtstermin nicht. 
(...) More und ihre Anwälte haben seitdem 
das Gericht mehrfach aufgefordert, entwe- 
der den Prozeß einzustellen oder einen neu- 
en Termin anzusetzen. Dies wurde stets ab- 
gelehnt. Damit ist klar, daß es der Justiz 
nicht darum geht, den Prozeß durchzu- 
führen. Vielmehr dient dieses Verhalten al- 
leine der politisch motivierten Verfolgung 
und Rache. More sollte mindestens zwei bis 
drei Monate U-Haft bekommen, damit sie 
aufjeden Fall bestraft wird, egal wie der Pro- 
zch selbst ausgeht. (...) 

Während das Gericht More als unterge- 
taucht und flüchtig deklarierte, hat sie in all 
diesen Jahren in Berlin weitergelebt, gear- 
beitet und gekämpft. Sie hat seitdem an je- 
der revolutionären 1.Mai-Demo und vielen 
anderen Demos teilgenommen .. . Am 20. 
Mai hatte More eine Haftprüfung, Dort hat 
ihr Anwalt dafür plädiert, daß sie Haftver- 
schonung bekommen sollte, weil es nie in 
Frage gestanden hat, daß sie sich diesem 
Prozeß stellen würde. Obwohl More einen 
festen Wohnsitz und eine Arbeit hat und 
nicht vorbestraft ist, lehnte Richter Brüning 
eine Haftverschonung ab. Ihr Anwalt bot ci- 
ne Kaution in der Höhe von 10.000 DM an. 
Richter Brüning lehnte auch dieses Ange- 


bot ab. (...) 


Aus einem Flugblatt des More-Keskin-Un- 
terstützungskomitees 


Staatsschutz ermittelt gegen W. Wolf 
Verfolgung von 
Kriegsgegnern 


Der Staatsschutz Mannheim ermittelt ge- 
gen den Bundestagsabgeordneten Winfried 
Wolf (PDS), weil er auf einer Kundgebung 
des Mannheimer Friedensplenums am 29. 
April die deutschen Soldaten, die im NA- 
TO-Angriffskrieg gegen Jugoslawien einge- 
setzt werden, zur Fahnenflucht bzw. Deser- 
tion aufgerufen haben soll. Ein Beamter des 
Staatsschutzes kündigte an, daß man in- 
itiativ werden wolle, um die Immunität des 
Abgeordneten aufheben zu lassen. 
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Wehrpflichtgegner festgenommen 


Deutschland im Krieg — 
Totalverweigerer im Knast 


Während deutsche Soldaten Jugoslawien 
bombardieren, werden konsequente Kriegs- 
dienstverweigerer in Deutschland kriminali- 
siert. Am 13. Mai 1999 wurde der Hambur- 
ger Wehrpflichtgegner Nick Netzler bei ei- 
ner Antikriegsaktion in Bielefeld festgenom- 
men. Er sitzt nun in der JVA Neumünster 
in Untersuchungshaft. 


Deutschland im Krieg 


Die Bundeswehr beteiligt sich seit mehr als 
zwei Monaten am NATO-Angriffskrieg ge- 
gen Jugoslawien. Das Militärbündnis stellt 
sich selbst als „Wertegemeinschaft“ dar und 
behauptet, für die Durchsetzung von Men- 
schenrechten zu kämpfen. Das durch die 
Luftangriffe verschärfte Elend der Flücht- 
linge wird von der rot-grünen Regierung zur 
Legitimation des Krieges in der deutschen 
Öffentlichkeit eingesetzt. 

Der Widerspruch zwischen dem angebli- 
chen humanitären Ziel und der todbrin- 
senden Bombardierung jugoslawischer 
Städte wird von den Kriegstrei- 
bern weitgehend ausgeblendet. 
Statt dessen wird durch historisch 
falsche Vergleiche des Belgrader 
Regimes mit dem Dritten Reich 
eine besondere moralische Ver- 
pflichtung Deutschlands zum 
Kriegseinsatz herbeiphantasiert. 
Schröder, Fischer und Scharping 
instrumentalisieren die deutsche 
Geschichte für die kriegerischen 
Absichten der NATO. 


Die neue NATO-Strategie 
und die Bundeswehr 


Die NATO zeigt mit diesem Krieg 
deutlich, wie in Zukunft die öko- 
nomischen und militärischen In- 
teressen der in ihr organisierten 
kapitalistischen Staaten durchge- 
setzt werden sollen; wenn es sein 
muß, auch unter Mißachtung von 
UNO und Völkerrecht. Ganz im 
Sinne dieses neuen Vorgehens des 
Militärbündnisses definieren die 
1992 von Volker Rühe erlassenen 
„Verteidigungspolitischen Richtli- 
nien“ den Auftrag der Bundes- 
wehr neu: „Aufrechterhaltung des 
freien Welthandels und des unge- 
hinderten Zuganges zu Märkten 
und Rohstoffen in aller Welt im 


wırtschaftsordnung.” 

Die Armee soll also durch militärische In- 
terventionen eine imperialistische deutsche 
Außenpolitik weltweit durchsetzen helfen 


Kriegsdienstverweigerung — ein 
Verbrechen? 


In Zeiten, da Krieg von den Herrschenden 
wieder ganz offen als legitimes Mittel zur 
Durchsetzung nationaler Interessen be- 
trachtet wird, ist der Umgang mit Men- 
schen, die hiergegen Widerstand leisten, 
nicht milder geworden. 

Es gibt — im Gegensatz zur öffentlichen 
Meinung - in der BRD keine legale Mög- 
lichkeit, jeglichen Kriegsdienst zu verwei- 
gern. Man kann zwar, unter Berufung auf 
Artikel 4 Absatz 3 des Grundgesetzes, be- 


antragen (!), als „Kriegsdienstverweigerer“ 
staatlich anerkannt zu werden. Dies bedeu- 
tet aber lediglich, daß man den bewaffne- 
ten Dienst beim Militär verweigert, um die 
Wehrpflicht in einem Ersatzdienst zu er- 


Rahmen einer gerechten Welt- Tiai nie Berlin. Bild: ND 


füllen. Dieser sogenannte Zivildienst aber 
ist militärisch verplant. Ebenso wie Reser- 
visten im Kriegsfall zur Bundeswehr einge- 
zogen werden, haben Zivis dann den „un- 
befristeten Zivildienst“ (479 ZDG) anzu- 
treten. Es bestehen konkrete Pläne für den 
Einsatz von Zivis im Rahmen des Konzep- 
tes der Gesamtverteidigung — zur Versor- 
gung der Streitkräfte, Aufrechterhaltung 
der Infrastruktur, zum Zivilschutz, in Laza- 
rette u.ä. (nachzulesen im aktuellen ‚Weiß- 
buch 1994”, herausgegeben vom Bundes- 
verteidigungsministerium (. 

“in solcher Dienst zur Unterstützung ei- 
nes kriegführenden Staates kann, auch 
wenn er waffenlos ist, nur als Kriegsdienst 
bezeichnet werden. 

Und auch jetzt, da er meist im sozialen 
Sektor und im Umweltschutz geleistet wird, 
ist der Zivildienst integraler Bestandteil der 
Wehrpflicht. Jeder Zivi, der brav seinen 
Dienst ausführt, trägt zur Aufrechterhal- 
tung des bestehenden Zwangsdienstsy- 
stems und der Wehrpflichtarmee Bundes- 
wehr bei. 


Totalverweigerung und Repression 


Wir erkennen die Wehrpflicht nicht an und 
wollen keinem Staat, in keinem Krieg und 
bei keiner Kriegsvorbereitung dienen. Wir 
kämpfen für die Beseitigung der Wehr- 
pflicht, allen Militärs und aller Zwangs- 
dienste. Deshalb haben wir uns entschie- 
den, sowohl den Wehr- als auch den Zivil- 
dienst konsequent zu verw EIGEN. 

Wer auf diese Weise gegen den Staat und 
seine Militärmaschine Widerstand leistet, 
wird von der deutschen Justiz verfolgt. Wer 
keinen Antrag auf Kriegsdienstverweige- 
rung stellt und bei der Bundeswehr total- 
verweigert, wird zusätzlich von den Feldjä- 
gern gesucht und muß — für den Fall einer 
Festnahme durch diese - zusätzlich mit ei- 
ner oft dreimonatigen Arreststrafe in der Ka- 
serne rechnen. 

Die strafrechtlichen verfahren gegen To- 
talverweigerer führen fast ausnahmslos zu 
Schuldsprüchen. In diesen politischen Pro- 
zessen werden regelmäßig Grundrechte den 
Strafgesetzen untergeordnet und im allge- 


ransparent auf der Großdemonstration am 8.5. in Ber 


meinen Haftstrafen von 6bis 
10 Monaten ausgesprochen, 
die meist zur Bewährung 
ausgesetzt werden. Doch 
kommt es auch immer wie- 
der vor, daß totale Kriegs- 
dienstverweigerer für ihre 
Gewissensentscheidung in 
den Knast gesteckt werden. 
Die staatliche Repression 
zielt darauf ab, die Zahl der 
Totalverweigerer durch Ab- 
schreckung gering zu halten. 
Fine starke "TKDV-Bewe- 
gung könnte die Legitimati- 
on der Wehrpflicht in der öf- 
fentlichen Meinung er- 
schüttern und ihre Durch- 
setzung damit erschweren. 


Nick 


Seit dem 13. Mai sitzt Nick Netzler im 
Knast. Er wird gefangengehalten, weil er 
sich weigert, die Wehrpflicht zu erfüllen. 

Er lehnt auch das staatliche KDV-Aner- 
kennungsverfahren ab, in dem es schließlich 
nur darum geht, ob er dem „deutschen Va- 
terland“ als Zivi oder Soldat dienen soll. 

Er hat zunächst drei Einberufungen zum 
Militärdienst bei der Bundeswehr erhalten 
(1992, 1993, 1994). Da er diese, wie auch 
die gerichtlichen Ladungen zu Verhandlun- 
gen gegen ihn wegen Fahnenflucht ($ 16 
WStG) nicht befolgte und auch die auf ihn 
angesetzten Feldjäger seiner nicht habhaft 
werden konnten, erging im Dezember 1994 
ein Haftbefehl gegen Nick. Ein knappes Jahr 
darauf wurde er auf der Straße gefaßt und 
das erste Mal in U-Haft genommen. 

Das Amtsgericht Itzehoe verurteilte Nick 
im Januar 1996 zu einer Knaststrafe von 10 
Monaten auf Bewährung und einer hohen 
Geldstrafe. Kurz nach diesem Urteil bekam 
er dann von der Bundeswehr einen vierten 
Einberufungsbescheid, den er, wie auch die 
folgenden Ladungen zu Gerichtsterminen, 
ebenfalls nicht befolgte. Aufgrund dessen 
erging ein neuer Haftbefehl. 

Bei einer Protestaktion in Bielefeld gegen 
die Angriffe der NATO gegen Jugoslawien 
wurde Nick dann erneut festgenommen 
und befindet sich nun in U-Haft in der JVA 
Neumünster. 

Sofortige Freilassung von Nick und allen in- 
haftierten Totalverweigerern! 

Entzieht Euch der Wehrpflicht — verweigert 
alle Kriegsdienste! 

Den NATO-Angriff stoppen! 

Schreibt an: 

Nick Netzler, JVA / Postfach 1829, Boosted- 
terstr. 30, 2450 8 Neumünster 

David Zollitsch, lotalverweigerer im BW-Ar- 
rest, Wulf-Isebrand-Kaserne, 25746 Heide 
Spendet auf das Soli-Konto für Nick: Rote 
Hilfe e.V, Stichwort „Desertör”, Kto-Nr. 
191100-462, BLZ 44010046, Postbank Dort- 
mund 

Die Desertöre, Nernstweg 32, 22765 Ham- 
burg, eMail: desertoere@gmx.de 


Abrechnung mit DDR-Bürgern hält an 


Solidarität nun 
erst recht! 


Deutschland ist wieder im Krieg! Zum drit- 
ten Mal in diesem Jahrhundert! Gegen Ju- 
goslawien! Und Bundeskanzler Schröder ist 
stolz darauf, daß Deutschland als wiederer- 
standene Großmacht bei der NATO-Ag- 
gression eine maßgebliche Rolle spielt. Ei- 
ne Mehrheit der Ostdeutschen ist gegen 
diesen Krieg. Ihre Erinnerung an 40 Jahre 
Frieden ist Furopa ist noch frisch. Diese Er- 
innerung — manche verleumden sie als 
„Ostalgie“ — soll ausgelöscht werden. Dem 
dienen auch die fortlaufenden Strafprozes- 
se gegen Bürger, die loyal ihrem Staat, der 
DDR, gedient haben! 

Gegenwärtig versuchen die Sonderstaats- 
anwaltschaften, die Gerichte und andere 
bundesdeutsche Behörden, die strafrechtli- 
che Verfolgung von DDR-Bürgern klein zu 
reden. Es habe, so wird erklärt, eigentlich 
nur wenige Strafprozesse gegeben, die Ur- 
teile seien milde ausgefallen, und in Kürze 
gehe die „juristische Aufarbeitung“ über- 
haupt zu Ende. 

Das ist schlicht unwahr! Die Realität sieht 
anders aus, als die Proaganda-Maschinerie 
es glauben machen will. Tatsächlich sind in 
den fast 10 Jahren seit dem Anschluß 

e gegen Bürger der DDR willkürlich über 
80.000 diskriminierende Ermittlungsver- 
fahren eingeleitet worden 

e viele hundert DDR-Bürger — darunter 
Politiker, Militärs, Juristen, Angehörige der 
Grenztruppen und der Sicherheitsorgane, 
Sportler sowie deren lrainer und Ärzte - vor 
Gericht gezerrtt und zu Haft- bzw. Be- 
währungs- und Geldstrafen verurteilt wor- 
den, 

e allen Verurteilten — vom einfachen Sol- 
daten bis zum führenden Politiker — hohe 
Prozeßkosten auferlegt worden, was für sie 
und ihre angehörigen bis in das nächste 
Jahrtausend hinein hohe materielle Bela- 
stungen mit sich bringt. 

Ein Ende der Abrechnung mit der DDR 
und der Diskriminierung ihrer Bürgerinnen 
und Bürger ist trotz amtlicher Behauptun- 
gen nicht in Sicht! Wenn jetzt der Berliner 
Sonderstaatsanwalt mitteilte, allein in sei- 
nem Zuständigkeitsbereich stünden noch 
1.500 Verfahren an, dann ist klar, was alle Be- 
schwichtigungen wert sind. (...) 

Wir bitten alle, die sich der Gerechtigkeit 
verpflichtet fühlen: Lassen Sie sich nicht 
beirren durch das bisherige Nein der Bun- 
destagsmehrheit, der Regierung und des 
Bundespräsidenten ... zur Beendigung der 
strafrechtlichen Abrechnung mit der DDR 
und ihren Bürgern. Üben Sie weiter und 
jetzt erst recht Solidarität mit den Opfern 
der politischen Strafjustiz ... 

Aus einer Erklärung des Solidaritätskomitees 
Für die Opfer der politischen Verfolgung in 
Deutschland 


Woran will sich Deutschland rächen? 


Staatsschutzrichter droht mit 
lebenslanger Isolationshaft ! 


trachten. Dieser Senat arbeitet seit Beginn 
des Verfahrens auf ein lebenslängliches Ur- 
teil hin. 


litärgerichten in der Türkei. 

Ihan Y. wird angeklagt, den MHP Anhän- 
ger und Imbißbesitzer Erol K. „ermordet“ zu 
haben. Man verlangt lebenslänglich. Der 
Prozeß dauert seit ca. zwei Monaten an. 
Wären alle gehörten Zeugen und aufge- 
führten Beweise objektiv bewertet worden, 
so wäre schon längst ein = freier Mann und 
freigesprochen. 

Allerdings wird Ilhan Y. in einen politi- 
schen Prozeß an einem Staatsschutzsenat 
verurteilt. Und das im Rahmen des DHKP- 
C-Verbots. Man kommt nicht umhin, diesen 
Staatsschutzsenat als eine perfektionierte 
Version der türkischen Militärgerichte zu be- 


Die Welle der staatlichen Repressionen nach 
dem DHKP-C Verbot am 13. August 1998 
nimmt nicht ab. Zuletzt wurden drei Perso- 
nen zu 10, 7 und fünf Jahren Haft Oberlan- 
desgericht Hamburg verurteilt. Dabei stütz- 
te sich die Staatsanwaltschaft und das Ge- 
richt für dieses von vielen Kreisen als zu hoch 
bewertetes Urteil vornehmlich auf die Aus- 
sagen von einem seit 8 Jahren für den Ver- 
fassungsschutz arbeitenden Spitzel und ei- 
nem weiteren ehemaligen Aktivisten, der 
sich für einen Aufenthalt in Deutschland 
und die Deckung seiner Schulden an Öster- 
reich wegen früheren Zigarettenschmuggels 
freiwillig‘ im November letzten Jahres der Po- 
lizei gestellt hatte. 

Derselbe Gerichtssenat vom OLG Ham- 
burg, der dieses Urteil verhängt hatte, steht 
heute erneut kurz vor einer weiteren Ur- 
teilsverkündung im Prozeß von Ihan Y. Zu- 
letzt verkündete der Senat am 4.5.99 seine 
„Zwischenbilanz”. Diese ist äußerst bestür- 
zend. Man kann nicht glauben, daß dieses 
/wischenurteil den Gedanken eines Ge- 
richts und der Justiz entstammt. Sie sind re- 
aktionärer als die der Richter an den Mi- 


Der Prozeß 


Ilhan Y. wurde ca. eineinhalb Stunden nach 
dem Vorfall in der Nacht des 25. April 1998, 
bei dem Erol K. starb, zusammen mit zwei 
weiteren Personen Vorort festgenommen. 
Nach drei Monaten allerdings wurde er per 
Gerichtsurteil freigelassen. Weder konnten 
Zeugen des Vorfalls ihn identifizieren, noch 
wurden an Händen und Kleidung 
Schmauchspuren festgestellt. 

Ein Jahr später dann, als Ilhan Y. im Pro- 
zeß der drei DHKP-C Aktivisten als Zeuge 
angehört werden sollte, fragte die Staatsan- 
waltschaft ihm im Zeugenstand nur „Wir 
wissen, daß Sie Erol K. getötet haben. Wo 
haben Sie die Waffe versteckt?“ und verhaf- 
tete ihn vor Gericht, an dem er als Zeuge ge- 
laden wurde! 

Mit der gleichen Beweislage, mit der Ilhan 
Y. damals freigesprochen wurde, will ihm der 
Gerichtssenat heute lebenslänglich geben. 
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| Hamburg 


Ali Ekti seit dem 7. 
| Mai im Hungerstreik 


: Ali Ekti befindet sich bereits seit dem 7. Mai 
; im Hungerstreik. Sein Gesundheitszustand 
‚ verschlechtert sich von Tag zu Tag. Die Ge- 
: fängnisverwaltung führt ihre ungesetzlichen 
‚ und willkürlichen Maßnahmen fort ... 


; Ali Ekti setzt seinen Hungerstreik fort, da 
; seine Forderungen immer noch nicht an- 
‚ erkannt worden sind. Die Maßnahmen, 
; mit denen Ali Fkti nicht einverstanden ist, 
; sind folgende: 

; 1. Obwohl die anderen Gefangenen den 
; ganzen Tag über den Hof nutzen dürfen, 
. wird dies Ali Ekti nur eine Stunde pro Tag, 
; und zwar nur zusammen mit den Drogen- 
abhängigen, erlaubt. Ali Fkti sieht dies als 
‚ einen Angriff auf seine politische Persön- 
; lichkeit protestier t dagegen und verweigert 
; deshalb den gesamten Hofgang. 

2. Obwohl “die anderen Gefangenen an 
: sechs Tagen pro Woche und zu der von ih- 
nen gewünschten Uhrzeit Besuch emp- 
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fangen können, ist es Ali Ekti nur samstags 
von 13 bis 15 Uhr oder von 15 bis 17 Uhr 
gestattet. 

3. Ihm wird sogar nur in der Zeit von 14 
bis 17 Uhr erlaubt, den Gefängniskorridor 
zu betreten 

4. Obwohl er an mangelnder Durchblu- 
tung leidet und ihm vom Arzt empfohlen 
wurde, Sport zu treiben, wird ihm der Zu- 
trıtt zum Sportraum verweigert. Obwohl 
der große Menschen an Mineralwasser 
trinken müßte, hat er das Wasser nicht an- 
genommen, weil man es ihm erst nach 15 
Jagen gebracht hat. Dazu lehnt er es ab, 
sich jeden Tag wiegen zu lassen, weil er, wie 
er sagt, „kein Meerschweinchen ist. 

5. Während sich die Gefängnisbedin- 
sungen normalisieren sollten, nachdem er 
in dem Prozeß mit Serafettin G. und Er- 
dogan C. nach $129a verurteilt wurde, 
herrschen immer noch die Isolationsbe- 
dingungen von der Phase der Verurteilung 
an. 

6. Die Gefängnisverwaltung, die sich zu- 
letzt für eine Einigung aussprach, 1, sagte das 
Treffen zwischen Ali Ekti, seinem Anwalt 
und dem Gefängnisdirektor ab und erklär- 
te gegenüber dem Anwalt am 'Ielefon fol- 


OSoegBgBgB00000030°0° 2323230000 ETTTRELL LETTER LELTTELETTEETTER 


EEE 


ER 


gendes: „Er soll mit dem Hungerstreik auf- | 
hören, und wir bringen seine Situation in . 
15 Tagen in Ordnung.” Dies ist völlig un- ; 
akzeptabel. Dies bedeutet nichts anderes, _ 
als jemanden hinzuhalten und Ali Ektis . 
Aktion herabzuwürdigen. Eine Aktion, die 
mit menschlichen Forderungen begonnen ; 
wurde, scheint aus der Sichtweise des deut- | 
schen Staates, der sich als demokratischer | 
und sozialer Staat versteht, nicht nach- 
vollziehbar zu sein. Wir protestieren gegen ; 
die Angriffe auf die Meinungsfreiheit und | 
auf das Recht, ein menschenwäürdiges Le- ; 
ben zu führen. Wir rufen alle Menschen, : 
die sich als Revolutionäre, Kommunisten, ; 
Fortschrittliche, Demokraten und als, 
Mensch bezeichnen, auf, sich für Ali Ekti 
einzusetzen. Dieser Angriff richtet sich ge- 
gen all jene, die menschlich und in Wür- | 
de leben wollen. Wir müssen uns gegen 
diese Angriffe vereinigen und diese Recht- 
losigkeit und Ungesetzlichkeit jedem auf- _ 
zeigen. . 
Adresse für Ihre Briefe und Karten: 

Ali Ekti, Anstalt 2, Am Hasenberge 26, 22335 
Hamburg 
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Wenn er kein Geständnis ablegen sollte, 
bis zu 20, 25 - ja sogar 28 Jahren Und - „we- 
gen besonderer Schwere der Tat „in Isolati- 
on. Natürlich, so das Gericht in seiner Zwi- 
schenbilanz, sei ein solches Urteil auch 
schädlich für die Organisation, deren Verbot 
sich mit einem lebenslangen 129a Urteil ver- 
festigen würde. Das solle Ihan Y. “sich doch 
einmal gründlich überlegen”. 

Alle Punkte der Beweislage, die für die Un- 
schuld von Ilhan Y. sprechen, werden außer 
Acht gelassen und das Argument, daß der Se- 
nat und die Staatsanwaltschaft von der 
Schuld des Angeklagten überzeugt sind, wird 
als ausreichend betrachtet. 

Dies ist ausreichend für den OLG Senat, 
einem Menschen lebenslang zu geben, ob- 
wohl dieser Mensch wegen der gleichen An- 
gelegenheit vorher freigesprochen wurde. 
Jetzt braucht man nur noch ein Geständnis, 
welches man natürlich zu erpressen versucht, 
indem man mit 25 Jahren Haft in Isolation 
droht. über die Möglichkeit von der UN- 
SCHULD dieses Menschen wird erst gar 
nicht ausgegangen. Man hat einen Toten, 
man braucht einen Täter. 


Aus Überzeugung! 


Man versucht ein lebenslänglich zu verhän- 
gen, 

e weil man überzeugt davon ist, daß ein 
Wort aus einem überwachten Telefonat „so“ 
übersetzt wurde, 

e weil man überzeugt davon ist, daß die 
Zeugen aus Angst Ilhan Y. nicht identifizie- 
ren wollen, 

e weil man überzeugt davon ist, daß man 
zum Töten zum Ort des Geschehens ging, 
da diese Organisation „kaltblütig“ ist und 
„Blut vergießen“ will. 

Man hört Übersetzer des BKA als Zeugen, 
die daraufbeharren, daß ein Wort unbedingt 
„scheyt”, was nach Ansicht der Übersetzer 
„Gefallene“ bedeuten soll, 

e obwohl es dieses Wort im Türkischen 
nicht gibt, 

° obwohl dieses Wort keinen Sinn macht, 
.* obwohl eine Reihe von unparteiischen 
Übersetzern dieses Wort in den aufgezeich- 
neten lelefongesprächen nicht heraushören 
konnte. 

„Palit auf, daß es nicht all zu viele Gefalle- 
ne („scheyt”) gibt“ soll der schon zu 10 Jah- 
ren verurteilte Deutschlandverantwortliche 
zu einer dritten Person am Telefon gesagt ha- 
ben. Dieser Satz ergibt sich, wenn man das 
Wort „schey“ (Ding, Sache) einfach als 
„scheyt“ hört — also ein „t“ dranhängt und 
dies als Wort für „Gefallene“ diagnostiziert. 

Wenn nicht, dann heißt es, „Paßt auf, daß 
nicht all zuviel passiert”. „Schey“ heißt im 
türkischen „Dinge”. Das Wort scheyt ist ein 
nicht-existentes Wort. 

Das Wort für Gefallene lautet im türki- 
schen „schehit“ und wird auch genauso, mit 
Betonung auf der zweiten Silbe „hit“ ausge- 

sprochen. 

Der Dolmetscher des BKA beharrte bei sei- 
ner Aussage als Zeuge vor Gericht darauf, 


daß Serafettin G. schr gutes akzentfreies 
Türkisch sprechen würde und daher hätte 
unbedingt „bir schey“ sagen müssen. Gleich- 
zeitig unterstelle er aber, daß der so gut tür- 
kisch sprechende Serafettin G. einen ganz 
einfach unsinnigen Satz gesagt haben soll, 
zudem mit dem Wort „Scheyt”, das es im 
türkischen ganz einfach nicht gibt. 

Dies ist eines der Hauptbelastungspunkte 
in Ilhan Y.s Prozeß. Das Gericht akzeptiert 
keine weitere Diskussion, und denkt nicht 
einmal an eine weitere Anhörung der ab- 
gehörten Telefongespräche. 

An llhan Y.s Händen und Kleidung wur- 
den gleich nach seiner unmittelbaren Fest- 
nahme im Zusammenhang mit diesem Vor- 
fall keine Schmauchspuren festgestellt. Dies 
war einer der Gründe für seinen damaligen 
Freispruch. Das OLG-Gericht aber nahm in 
der Aussage eines Sachverständigen der bal- 
listischen Abteilung der Kripo, der in diesem 
Zusammenhang als Zeuge gehört wurde, 
über ein mögliches verschwinden von 
Schmauchspuren die Antwort „wenn man 
sich die Hände gründlich wäscht, vielleicht- 
muß aber nicht“ mit einem „aha! Na also!“ 
für ausschlaggebend an. Daß vorher gesagt 
wurde, daß Spuren ebenfalls an Kleidungs- 
stellen wie Kragen, Armel, Hose, etc. auf- 
tauchen und daß Ihan Y. keine Zeit hatte, 
sich umzuziehen, spielt dabei keine Rolle 

Darüber hinaus geben der Senat und die 
Staatsanwaltschaft ihr Bestes, um Ihan Y. le- 
benslänglich zu verurteilen. Obwohl alles 
dafür spricht, daß jemand auf Erol K. ge- 
schossen hat, weil dieser eine Waffe zog, will 
das Gericht ihn wegen „Mordes aus nieder- 
en und heimtückischen Beweggründen“ ver- 
urteilen. Die Staatsanwaltschaft geht von ei- 
nem geplanten Anschlag aus. 

Abgehörte Telefonate, Teil des Hauptbe- 
lastungsmaterials, werden als hundertpro- 
zentig wahr angesehen, es ist ausgeschlossen, 
sie noch einmal anzuhören, weil ja angeblich 
alles an den Übersetzungen stimmt und ge- 
nauso gesagt wurde. Es wird allerdings der 
Satz eines Dritten an Serafettin G=2E, der 
lautet „und der hat eine Waffe gezogen oder 
so etwas und da hat Ismail zweimal abge- 
drückt“ als nebensächlich bewertet. „Oder so 
etwas“ gilt ebenfalls hier als ausschlagge- 
bend. 

Erol K. war keineswegs ein Saubermann, 
sondern bekennender Sympathisant der 
MHP Die gesamte Familie ist in diesen Krei- 
sen, der Vater soll sogar in der Türkei Vorsit- 
zender der faschistischen Idealistenvereine 
gewesen sein. Die Nachbarschaft redet da- 
von, dab die gesamte Familie von Erol K. mit 
Drogen dealt. Finer seiner Brüder sitzt des- 
wegen schon in Haft. 

Das so eine Person eine Waffe haben könn- 
te ist für das Gericht ausgeschlossen. 

Aber Ilhan Y., das DHKP-C Mitglied und 
ganz bestimmt kein anderer, war bis an die 
Zähne bewaffnet und darauf aus, Erol K. zu 
töten. 

Der Schütze soll, laut der Aussage eines 
Dritten am Telefon, ein bestimmter „Ismail“ 
gewesen sein. Dieser „Ismail“ soll Ihan Y. ge- 


wesen sein. Dies soll sich bei einer polizeili- 
chen Durchsuchung herausgestellt haben, 
bei der Ilhan Y. mit diesem Namen angere- 
det worden sein soll und wo der den Einsatz 
leitende Polizeibeamte dies sofort protokol- 
liert haben soll. Daß sich allerdings kein an- 
derer der Polizeibeamten an so etwas erin- 
nert, nicht einmal die türkische Polizeibe- 
amtın, die als Dolmetscherin Vorort war und 
die insbesondere darauf angesprochen wur- 
de, ist interessant. 

Dies sind die wichtigsten Punkte der „Be- 
weislage“ die Ilhan Y. zu lebenslang hinter 
Gitterbringen werden. Und dies wird der Fall 
sein. Davon ist das Gericht nämlich über- 
zeugt. 

Wir rufen jeden dazu auf, gegen diese 
Willkür zu protestieren und am 7. Juni 1999 
um 14.30 Uhr und am 8. und 9 Juni um 9.30 
Uhr beim Prozeß am OLG Hamburg als Be- 
obachter Ilhan Y. zu unterstützen. 

Der Versuch Ilhan Y. wegen Mordes an ei- 
nem Faschisten lebenslänglich in der Isola- 
tion zu begraben reiht sich nahtlos in die Ket- 
te vieler Prozesse gegen Revolutionäre und 
Revolutionärinnen ein, die seit dem Beste- 
hen der Staatsschutzgerichte als Form der 
politischen Justiz ein. Es darf nicht passie- 
ren, dab an der Öffentlichkeit vorbei und oh- 
ne jeden Protest, ein Vertreter der interna- 
tionalistischen Linken, wegen der Zu- 
gehörigkeit zu einer revolutionären türki- 
schen Organisation von einem Staats- 
schutzgericht zu lebenslänglich verurteilt 
wird. 


Prozeßgruppen zu DHKP-C Prozessen 


Zum Tod der vier KurdInnen in Berlin 
ee u unten 


Videobilder wider- 
sprechen Notwehr- 
These der Israelis 


Videoaufnahmen von den Kurdenprotesten 
am israelischen Generalkonsulat in Berlin 
belegen angeblich, daß die israelischen 
Wächleute nicht in einer Notwehrsituation 
schossen. Der Sender Freies Berlin und Spie- 
gel TV berichten übereinstimmend, die Bil- 
der widerlegten die offizielle israelische Dar- 
stellung der Vorgänge vom 17. Februar, be- 
richtete am 28. Mai die „Frankfurter Rund- 
schau“. 

Die Videoaufnahmen wurden am 27. Mai 
abends ausgestrahlt und lösten in Berlin, wo 
sich seit kurzem auch ein Untersuchungs- 
ausschuß des Abgeordnetenhauses um eine 
Aufklärung der Vorgänge nach der Ent- 
führung Ocalans und bei den kurdischen 
Protesten vor und im israelischen General- 
konsulat in Berlin bemüht, heftige Diskus- 
sionen aus. Der „lagesspiegel“, eine den In- 
teressen von Wirtschaft und Polizei glei- 
chermaßen verbundene liberale Zeitung, er- 
klärte in einem Kommentar am 29. Mai die 
Berliner Sicherheitsbehörden, Verfassungs- 
schutz wie Polizei gleichermaßen, zu einem 
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„Sicherheitsproblem“. 

Tatsächlich zeigt das Video eigentlich nicht 
viel Neues: Man sieht eine kurdische Gruppe 
im Ireppenaufgang zum israelischen Konsu- 
lat mit dem Rücken zum Konsulat stehen und 
hört dann deutlich eine ganze Salve von 
Schüssen, woraufhin mehrere Personen zu 
Boden brechen. Diese Salve muß also auf je- 
den Fall von hinten aus dem Konsulat heraus 
auf die vor dem Konsulat stehenden Kurdin- 
nen und Kurden abgefeuert worden sein - was 
erklären würde, warum zum Beispiel die Kur- 
din Selma Alp an einem Schuß von hinten in 
den Kopf starb. 

Auf diese Vorgänge hatte aber kurz nach 
der kurdischen Aktion bereits der leitende 
Staatsanwalt in Berlin in einem ersten Be- 
richt hingewiesen. Nun erhärtet das vermut- 
lich aus Polizeikreisen der Presse in die Hän- 
de gespielte Video diese Version. Von seiten 
des israelischen Botschafters Primo Levi wur- 
de zur Verteidigung des Verhaltens der isra- 
elischen Sicherheitsbeamten gleich darauf 
hingewiesen, daß das Video nur einen kur- 
zen Ausschnitt zeige und z.B. nichts über die 
Vorgänge im Konsulat selber. Das stimmt. 
Aber was im Konsulat vor sich ging, ist auch 
noch offen. Fest steht immerhin dazu auch, 
dass eine Sprecherin des israelischen Konsu- 
lats in Berlin die Tat ihrer eigenen Sicher- 
heitsbeamten kurz nach der Schießerei öf- 
fentlich als „Mord“ einstufte und seitdem 
versetzt ist. 

Jetzt ist erst einmal die CDU in Berlin, de- 
ren Innensenator Werthebach und dessen 
Staatssekretär Böse in Schwierigkeiten. Zu- 
maleine andere Zeitung berichtete, ein Spit- 
zel der Polizei oder des VS habe bereits am 
Abend vor der kurdischen Protestaktion vor 
dem Generalkonsulat von Vorbereitungen 
darauf in einem kurdischen Verein erfahren 
und das gemeldet - diese Meldung sei aber 
irgendwie nicht rechtzeitig bei der Polizei ge- 
landet ... CDU-Staatssekretär Böse versucht 
derweil, sich und seinen Senator durch ge- 
zielt lancierte Tonbandmitschnitte zu La- 
sten des Polizeipräsidenten zu „entlasten“. In 
der Öffentlichkeit entsteht wieder einmal 
der Eindruck, die Berliner Sicherheitsappa- 
rate seien im wesentlichen damit beschäf- 
tigt, sich gegenseitig mit Dreck zu bewerfen. 

Derweil versucht der Untersuchungsaus- 
schuß weiter, Licht in die Vorgänge vor und 
im Generalkonsulat zu bringen - gegen ve- 
hemente Gegenwehr der CDU im Ausschuß, 
die aienea neue „Enthüllungen“ zu 
Lasten der Berliner Sicherheitsapparate 
fürchtet und deshalb die Arbeit des Aus- 
schusses zu blockieren versucht. Ihre Versu- 
che, gegen die angebliche Koalition von 


„PD, Grünen und Kommunisten“ (ge- 
meint ist die PDS) im Ausschuß zu hetzen, 
kommen aber in der Öffentlichkeit eher kläg- 
lich an. 

Die Version vom „Kurdensturm“ auf das 
Generalkonsulat, wie sie die Boulevardpres- 
se, CDU und Berliner Sicherheitsapparate 
nach der Protestaktion verbreitet hatten, ist 
nach dem Bekanntwerden des Videos jeden- 
falls reichlich zweifelhaft geworden. 

(Aus: Berliner Berichte) 


se: Rote Hilfe e.V., Konto Nr. 718 95 90 600, 
Berliner Bank, BLZ 100 200 00, Stichwort 
„Kurdistan“. 
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: N bekannt wurde, daß der Vorsit- 


zende der PKK Abdullah Öcalan aus der 


; griechischen Botschaft in Kenia in die Türkei 
; verschleppt worden war, besetzten am 16. Fe- 
; bruar 1999 Kurdinnen und Kurden auch das 
; griechische Konsulat in Leipzig. Das Konsu- 
< lat wurde am späten Nachmittag desselben 


Tages durch die Polizei brutal gestürmt und 


: geräumt. Fin nun in der JVA Waldheim ein- 
: sitzender Kurde trug z.B. durch die Räumung 
; eine ca. 10cm lange Narbe und drei gebro- 
Spendenkonto für die Berliner Kurdenprozes-- chene Rippen davon, die lange Zeit nicht ver- 
; sorgt worden waren, wie eine Angehörige be- 

; richtete. Wohin die inhaftierten Kurdinnen 
; und Kurden aus dem Konsulat im einzelnen 
; gebracht wurden, konnte lange Zeit nur un- 
: ter großen Mühen geklärt werden, so daß ei- 
; nige Festgenommene lange Zeit ganz ohne 
: rechtlichen Beistand blieben. Aktuell werden 
; vielen Gefangenen Verteidiger beigeordnet, 
; die nicht das Vertrauen der Angeklagten ha- 
; ben, vermutlich aber wohl das der Staatsan- 
; waltschaft oder des Gerichts. Gleichzeitig 
; werden in einigen Fällen Vertrauensanwälte 
; der Angeklagten dem Verfahren nicht beige- 
: ordnet, so daß es für die Gefangenen eine Ko- 
; stenfrage ist, einen Vertrauensanwalt zur Sei- 
; te stehen zu haben. 


Etwa 75 Kurdinnen und Kurden wurden 


; beim Konsulat verhaftet, von ihnen sitzen 74 
; in sächsischen Haftanstalten ein. Einige Ge- 
: fangene müssen mehrere Wochen auf ihre 
: Post warten, da die an sie gerichteten Briefe 


von den Behörden zunächst kopiert und erst 
nach der Anfertigung einer Übersetzung an 
die Gefangenen w eitergeleitet werden. Die 
von der Staatsanwaltschaft zu Verhören etc. 
herangezogenen DolmetscherInnen sind zu- 
dem offensichtlich überfordert, da viele 
Fachbegriffe und politische Formulierungen 
nicht bzw. falsch übersetzt werden. 


Geplante Abschiebungen 
als Reaktion 


(...) Bisher wurden schon zwei Kurden, die 


; anden Protesten in Sachsen tei iInahmen, ab- 
; geschoben. Ali Sali Parlak zum Beispiel wur- 
; dein Leipzig verhaftet und am 3. März 1999 
; vom Frankfurter Rhein-Main-Flughafen aus 
; nach Istanbul abgeschoben. Seitdem ist er in 
: einem Militärgefängnis inhaftiert. In Sach- 
; sen gab es neben den im Konsulat verhafte- 
; ten Kurdinnen und Kurden ca. 
: Festnahmen, bei denen noch unklar ist, ge- 
: gen wieviele von ihnen Anklage erhoben wer- 
; den wird. Der sächsische Innenminister 


70 weitere 


Hardrath kündigte an zu prüfen, ob bei den 


; nicht inhaftierten F estgenommenen eine 
; schnelle Abschiebung möglich sei. Mehmet 
; Kurt fiel dieser Drohung bereits zum Opfer: 


ùr wurde vor dem Konsulat von der Polizei 


; verschleppt und am 28. Februar 1999 in die 
; "Türkei abgeschoben. 


Hardrath warnte „alle Kurden, auch alle 


© PKK-Anhänger, hier in Deutschland Ge- 
< walttätigkeiten mit der Zielsetzung durch- 
; zusetzen, den Staat Kurdistan zu schaffen“. 

© Wie ernst Hardrath es mit diesen Drohun- 
: gen meint, zeigt ein Infoblatt, das auf seine 


„Kein Kurdenstaat in Deutschland“ 


Erste Prozesse wegen Konsulatsbesetzung beginnen im Juni/Juli 1999 / Sachsen duldet keine 
politischen Aktivitäten von Kurdinnen und Kurden / Innenministerkonferenz verständigt sich in Dresden 
über schnelle Abschiebung vermeintlicher PKK-AktivistInnen 


Initiative im Innenministerium zurückgeht 
und in den sächsischen Ausländerbehörden 
verteilt wurde. Darin werden die „lieben kur- 
dischen Mitbürger“ aufgefordert, Sympathi- 
santen der PKK bei der Polizei anzuzeigen 
und sich von den „gewalttätigen Ausschrei- 
tungen“ der KurdInnen zu distanzieren. 
Hardrath sicht kein grundsätzliches Ab- 
schiebehindernis bei _ PKK-AktivistInnen 
und ist sich schneller Abschiebungen sicher: 
„Wir werden alles versuchen und alles un- 
ternehmen, um mit der Türkei Regelungen 
zu finden, damit hier die Abschiebungen vor- 
genommen werden können“, so der sächsi- 
sche Innenminister. In Leipzig sind mittler- 
weile 61 Kurdinnen und Kurden wegen ge- 
meinschaftlicher Freiheitsberaubung, 
schwerem Landfriedensbruch und schwe- 
rem Hausfriedensbruch vor dem Anitsge- 
richt angeklagt. Gegen 12 weitere Inhaftier- 
te kommt eine Anklage wegen Geiselnahme 
vor dem Landgericht hinzu. 


Doppelte Bestrafung 


Wenn Haftstrafen verhängt werden sollten, 
wird das Auswirkungen auf das Aufenthalts- 
recht der einzelnen haben, die damit einer 
Doppelbestrafung unterliegen: Zu der ver- 
hängten Strafe kommt die Ausweisung bzw. 
Abschiebung. Und es bedeutete auch nichts, 
wenn die Verfahren vor einem Amtsgericht 
im Schnelldurchgang durchgezogen werden 
und „nur“ mit Bewährungsstrafen mit Ent- 
lassung der Angeklagten enden. Auch bei 
Bewährungsstrafen kann nach dem Auslän- 
dergesetz abgeschoben werden, „wenn die 
freiheitlich demokratische Grundordnung 


oder die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland gefährdet ist“. Dies gilt auch, 
wenn die/der Betroffene Asyl nach $51 Aus- 
IG bekommen hat. 

Es wird versucht, die Verfahren zu entpo- 
litisieren und beim Thema Aufenthaltsrecht 
die Schilysche Rechtsstaatskonzeption 
durchzusetzen und prinzipiell nicht von ei- 
nem Recht auf Aufenthalt auszugehen. Fi- 
ne restriktive Auslegung von Gesetzen wird 
in Sachsen auch schon einmal gegenüber 
Berliner Anwälten mit den Worten „Sie sind 
hier nicht in Berlin“ legitimiert. 


Die Verfahren sollen ihres politi- 
schen Gehalts beraubt werden 


Die Verfahren wurden von der Leipziger 
Staatsanwaltschaft in Fünfergruppen aufge- 
splittet. Diese Entscheidung scheint in einer 
großen Angst vor Großverfahren begründet 
zu sein. Wie könnte der „unpolitische Cha- 
rakter“ eines Prozesses noch verschwiegen 
werden, stünden 73 Angeklagte zusammen 
vor einem Gericht und würden gemeinsam 
ihre Anliegen und Hintergründe vorbringen? 
Das brächte sicherlich zu viel Unruhe in die 
Mühlen der Justiz. Deshalb wurden die An- 
seklagten in kleine Gruppen aufgeteilt, die 
vielleicht schnell und ohne Aufsehen zu er- 
regen abgeurteilt und anschließend abge- 
schoben werden können. Die Arbeit der 
Rechtsanwälte wird sein, einem offensicht- 
lich von übergeordneten Instanzen formu- 
lierten Willen zu schnellen und reibungslo- 
sen Aburteilungen und dessen Umsetzung 
durch die Justiz eine juristische Genauigkeit 
und Hartnäckigkeit entgegenzusetzen, die 
versucht, den Ange- 
klagten wenigstens 
rechtlich gerecht zu 
werden. Wenn sich so 
die Verfahren in die 
Länge ziehen werden, 
dann liegt das im Ver- 
antwortungsbereich 

der Gerichte und 
Staatsanwälte, die in 
ihren bisherigen Vorge- 
hensweisen einen un- 
bedingten _ Verurtei- 
lungswillen erkennen 
lassen. Denn schon die 
Reaktion auf die Anträ- 
ge der Verteidiger auf 
Haftprüfung für ihre 


In vielen Städten der BRD und anderen europäischen Städten fanden Mandanten zeigt die 
zu Beginn des Schauprozesses gegen den PKK-Vorsitzenden Abdul- Haltung des Gerichts, 


lah Öcalan Protestkundgebungen statt. 


die Inhaftierten unter 


keinen Umständen freizulassen. Zur Be- 
gründung der Ablehnung einer Haftentlas- 
sung wird „Iluchtgefahr“ herangezogen, oh- 
ne dabei zu bedenken, daß die Kurdinnen 
und Kurden nach Deutschland flüchteten, 
weil sie in der Türkei um ihr Leben fürchten 
mußten, und deshalb auf eine Aufenthalts- 
genehmigung hier angewiesen sind. Wohin 
sollten sie flüchten? 

Auch wird bzgl. des Strafmaßes von seiten 
der Justiz nicht differenziert. So gilt der Vor- 
wurf des „schweren Landfriedensbruchs“ für 
Personen, die nicht einschlägig vorbestraft 
sind — was für einen Großteil der Betroffenen 
zutrifft — nicht als fluchtanreizende Strafe. 
Aber der leitende Staatsanwalt stellte von Be- 
ginn an klar: „Wir lassen alle drin.“ 

Auch wird die Akteneinsicht für die Ver- 
teidiger, die sich ja gründlich auf den Prozeß 
vorbereiten müssen, nur sehr zögerlich ge- 
währt. Irotz Beschleunigungsgebot werden 
Anklageschriften und Prozeßtermine nicht 
zügig bekannt gemacht bzw. bis vor kurzem 
lagen noch gar keine Anklageschriften vor. 

Es sind zudem mehrere Fälle bekannt, in 
denen gegen die Betroffenen von der jewei- 
ligen Behörde ein politisches Betätigungs- 
verbot erlassen wurde. So untersagt z.B. das 
Ordnungsamt Magdeburg einem Gefange- 
nen für die Zeit nach seiner Haftentlassung 
(nach AuslG): „1. Die Teilnahme an öffent- 
lichen politischen Versammlungen und Auf- 
zügen; 2. Verfassung, Veröffentlichung und 
Abhaltung politischer Reden, Pressekonfe- 
renzen und Publikationen; 3. Übernahme 
und Ausübung von politischen Amtern.“ Das 
Verbot gelte für alle Aktivitäten „im Zusam- 
menhang mit der Verfolgung kurdischer In- 
teressen“. Bei Zuwiderhandlung wird ein 
Bußgeld von 1.000 DM bzw. die Ausweisung 
angedroht. 

Fest steht, daß das gesamte Verfahren hoch 
politisch ist, nicht nur weil die Betroffenen 
die Abschiebung in den Folterstaat Türkei zu 
befürchten haben, sondern weil von politi- 
scher Seite der Bundesrepublik Deutschland 
bzw. Sachsens die Situation hochgekocht 
wurde. Wird z.B. die Deeskalationsstrategie 
in einzelnen anderen Städten herangezogen, 
so hätte auch in Leipzig eine Eskalation ver- 
hindert werden können. Das war offensicht- 
lich nicht gewollt: Die Kriminalisierung des 
kurdischen Widerstandes und die Abschie- 
bung unliebsamer Flüchtlinge sollte voran- 
getrieben werden. Deshalb ist es eine wich- 
tige Aufgabe, den politischen Hintergrund 
der Prozesse nicht unter den Tisch fallen zu 
lassen. (...) Aus dem Rechtshilfefonds-Info 
von Azadi, Nr. 14 
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Politische Gefangene in Belgien 


Informationen zur aktuellen Situation der Mitglieder 
des Gefangenen-Kollektivs aus den kämpfenden 


kommunistischen Zellen (CCC), April 1999 


Pascale Vandegeerde, Pierre Carette und 
Bertrand Sassoye sind (mit Didier Chevo- 
let) am 16. Dezember 1985 in Namur ver- 
haftet worden. Diese Verhaftungen, ein Zu- 
sammentreffen verschiedener Umstände, 
und andere polizeiliche Erfolge sollten ei- 
nen entscheidenden Schlag gegen die CCC 
bilden, von dem sie sich nicht mehr erholen 
sollten. 

Die Organisation wurde 1983 gegründet, 
tauchte aber erst am 2. Oktober 1984 in der 
Öffentlichkeit auf, beim Sprengstoffan- 
schlag gegen den Brüsseler Sitz des ameri- 
kanischen multinationalen Konzerns LIT- 
TON, der (neben anderen militärischen 
High-lech-Ausrüstungen) das Leitsystem 
der Cruise- und Tomahawk-Raketen fabri- 
ziert. (...) 

Seit ihrer Verhaftung wurden die Gefan- 
genen der vollständigen Isolation unterwor- 
fen: 24 Stunden am Tag allein, ohne Radio 
und Zeitung, sogar ohne die Möglichkeit, 
mit den Wärtern zu reden, die die Anwei- 
sung erhalten hatten, das Schweigen zu be- 
wahren. Eine ständige Überwachung wurde 
installiert, vor jeder Zellentür wurde ein 
Wärter postiert und damit beauftragt, die 
Tätigkeiten und Gesten der Gefangenen zu 
notieren. Im Mai 1986 begannen die Ge- 
fangenen einen ersten kollektiven Hunger- 
streik für die Veränderung ihrer Haftbedin- 
gungen. Der Streik dauerte 43 Tage. Er wur- 
de aufgehoben, nachdem das Ministerium 
zugesagt hatte, Post zuzulassen, Besuche zu 
genehmigen usw. Aber faktisch wurden die- 
se Zusagen nicht eingehalten. Die Isolation 
ging weiter, und die Situation gelangte 
schnell wieder an den Punkt eines Streiks. 

Im September 1988, als der Prozeß un- 
mittelbar bevorstand, nehmen die Gefan- 
genen ihren zweiten kollektiven Hunger- 
streik auf. Die Forderungen sind die glei- 
chen wie 1986: freie Korrespondenz, Be- 
suchserlaubnis, Arbeitstreffen unter den 
vier Gefangenen usw. Der Prozeß dauert 
vom 26. September bis 21. Oktober. Die Ge- 
fangenen verteidigen dort die Legitimität 
des Kampfes ihrer Organisation, die Prinzi- 
pien des Marxismus-Leninismus, die Ziele 
der proletarischen Revolution und den Auf- 
bau des Sozialismus 

Kine bedeutende Solidaritätsbewegung 
(und insbesondere internationale Solida- 
rıtät.mit spektakulären Aktionen in der 
Schweiz, in Deutschland, in Dänemark) 
stärkt die Position der Gefangenen und 
zwingt das Ministerium, der Mehrheit ihrer 
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Forderungen in dem Moment nachzuge- 
ben, wo sie zu lebenslänglich Gefängnis ver- 
urteilt werden. 

Seitdem sind die Gefangenen in sog. „be- 
festigte“ Gefängnisse verlegt worden. Pas- 
cale nach Namur, Pierre erst nach Mons, 
dann Louvain, Bertrand nach Tournai, dann 
Lantin. Didier nach Huy. Sie beteiligen sich 
an verschiedenen kollektiven Kämpfen der 
sozialen Gefangenen gegen die Verschär- 
fung der Haftbedingungen (später va. die 
Überbelegung). 1992 flieht Bertrand mit 
anderen zusammen aus dem Gefängnis von 
Tournai, wird aber schnell wieder verhaftet. 

Im Sommer 1995 verläßt Didier das Kol- 
lektiv der Gefangenen aus CCC. (...) 

Im Dezember 1995 sind sie 10 Jahre im 
Gefängnis. Dasist der festgelegte Zeitpunkt 
für die automatische Anwendung des Ge- 
setzes über die Freilassung auf Bewährung 
bei Lebenslänglichen. Von Anfang an ist das 
Verfahren abweichend und seines Inhalts 
entleert. Beauftragt mit der Entscheidung 
ist ein Sonderausschuß des Justizministeri- 
ums, ein Ausschuß, der nach der Pfeife der 
Verantwortlichen für Sicherheit und Gen- 
darmerie (Offizier der Antiterrorgruppe) 


tanzt, die darin sitzen. Von diesem Zeit- 
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nationale Konferenz in Berlin 


(April 1999) 


: (...) Es sind jetzt 13 Jahre, die wir im Ge- 
| fängnis sind. Es ist uns unmöglich, genau 
< einzuschätzen, was heute in der militan- 
: ten Praxis zu tun ist, nicht zu tun ist, nicht 
mehr zu tun ist. Was sicher ist, ist, daß wir 
. niemals die schmutzige Rolle spielen wer- 
: den, die man uns spielen lassen will. Selbst 
; wenn die Funktionäre des Justizministeri- 
; ums bereit sind, im Austausch für diese In- 
; famie Hafturlaube und Freilassung auf Be- 
; währung zu zahlen. Die Entstehung und 
; Entwicklung von Initiativen der Solida- 
| rität mit den revolutionären Gefangenen 


‚ istfürunseine starke Ermutigung. Siesind 
; das Zeichen dafür, daß es die Bourgeoisie 
- trotzallihrer Bemühungen nicht geschafft 
; hat, ihreräuberische und asoziale Sicht der 
< Welt durchzusetzen, ihre Opfer zu den 
; Urhebern des eigenen Unglücks zu ma- 
‚ chen und sie glauben zu lassen, daß es kein 
‚ schlimmeres Verbrechen als den revolu- 
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punkt an und in jedem Moment werden das 
Gesetz und die Verfahrensweisen ein ums 
andere Mal verhöhnt: Die Entscheidungen 
werden offiziell getroffen, bevor die An- 
hörungen durchgeführt werden, die ihnen 
zugrunde liegen sollen; man sieht in der 
Konferenz Personen entscheiden (gegen die 
Freilassung und Knastausgänge, natürlich), 
die niemals die Gefangenen gesehen oder 
gesprochen haben. Fine Kampagne zugun- 
sten der Freilassung der Gefangenen’ be- 
ginnt und findet ein Echo im Ausland (in 
der Schweiz, in Spanien ). 

Infolge der Affäre Dutroux ändert sich das 
belgische Gesetz über die Freilassung auf 
Bewährung. Die Zugangsfristen (10 Jahre 
Knast) bleiben die gleichen, aber die Ent- 
scheidung über die Freilassung fällt jetzt ei- 
ne Sonderkommission unter Vorsitz eines 
Justizbeamten (und nicht mehr des Justiz- 
ministeriums). Jedoch hängt der Antrag für 
eine Untersuchung durch die neue Kom- 
mission immer von den Gefängnisdirekto- 
ren ab, und das frühere Verfahren bleibt un- 
verändert in bezug auf Hafturlaub / Aus- 
gang, der generell als notwendige Voraus- 
setzung für jede Freilassung betrachtet 
wird. 

Bis heute haben Pierre, Pascale und Ber- 
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tionären Kampf gibt. 

Die Forderung nach Freilassung der re- 
volutionären Gefangenen drückt die Wei- , 
gerung aus, sich dem bourgeoisen Willen . 
zu unterwerfen. Es bedeutet auch, die ei- . 
gene Hoffnung auf cine andere Welt zuar- . 
tikulieren. Diese Forderung ist um so be- . 
deutender, weil sie aus den Kreisen der re- ; 
volutionären Bewegungselbst kommt und : 
sich in gewerkschaftlichen, demokrati- 
schen und gesellschaftlichen (eigentlich: ; 
populären = volkstümlichen) Bereichen . 
ausbreitet. Aus diesem Grund, liebe 
Freundinnen und GenossInnen, grüßen 
wir brüderlich Eure Initiative und wün- 
schen uns, daß sie großen Erfolg hat. 


Hoch die Klassensolidarität, hoch die revo- 
lutionäre Solidarität! : 
Hoch der Kommunismus! 


Pierre Carette, Pascale Vandegeerde, Ber- i 
trand Sassoye, ; 
Gefängnis in Louvain, Namur und Lantin | 
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trand weder Ausgang noch Freilassung er- 
langt. Sie haben schon Strafen abgesessen, 
die für Rückfällige gelten, und Pascale ist so- 
gar seit 2 Jahren die älteste Gefangene im 
Land. Ihre Situation ist also tatsächlich 
außergewöhnlich. (...) 

Es handelt sich insbesondere darum, von 
den Gefangenen Erklärungen zu verlangen, 
die einer politischen Verleugnung / Ab- 
schwören gleichkommen einer Verurteilung 
des revolutionären Kampfes, einer Zurück- 
nahme seiner Legitimität, was die Gefan- 
genen natürlich verweigern. 

Konkret sieht die Situation so aus: Pasca- 
le wurde von der Gefängniskonferenz in Na- 
mur für die Freilassung auf Bewährung vor- 
geschlagen. D.h. daß sie im Mai vor der 
„Hreilassungskommission“ in Brüssel er- 
scheinen wird. Die Entscheidung über ihre 
Entlassung hängt immer vom Minister ab, 
der sich seit 2 Monaten in Schweigen hüllt 
(2 frühere Anträge hat der Minister abge- 
lehnt). Die Gefängniskonferenzen von Lou- 
vain und Lantin haben im März entschie- 
den, daß die Untersuchung der Situation 
von Bertrand und Pierre „“erschoben“ wer- 
den müssen (um 6 Monate für Pierre, 3 Mo- 
nate für Bertrand). Das ist das achte Mal 
passiert. 

Daher der besondere Fall der drei Gefan- 
genen, die für ihre Ablehnung der Erpres- 
sung „Freilassung gegen Abschwören“ zah- 
len, ein Problem, das alle Revolutionäre und 
alle Demokraten betrifft. Als die Behörden 
die Gefangenen fragten, welches ihre Ge- 
fühle hinsichtlich ihrer „Opfer“ wären, ha- 
ben die Gefangenen wiederholt, was sie seit 
ihrer Verhaftung immer wieder erklärt ha- 
ben: Sie haben ihr Bedauern den Personen 
gegenüber ausgedrückt, die nicht zu den an- 
visierten Zielen gehörten und die in den Ak- 
tionen der CCC hätten verletzt werden kön- 
nen, und sie haben bekräftigt, daß sie wei- 
ter die NATO und ihre Waffenlieferanten 
als kriminelle Organisatoren betrachten. 
Diese Stellungnahme ist natürlich schlecht 
aufgenommen worden. (...) 


ICAD 3. Konferenz, Manila/Philippinen 


Der Widerstand 
gegen Verschwinden- 
lassen und 
Globalisierung wird 
weiter verstärkt 


Am 21. Mai 1999 endete die 3. ICAD-Kon- 
ferenz gegen das Verschwindenlassen in An- 
tipolo, Manila/Philippinen mit einer Reso- 
lution der Delegierten zum Konferenz-The- 
ma „Verschwindenlassen und andere For- 
men von Menschenrechtsverletzungen: Die 
negativen Auswirkungen der Globalisie- 
rung”. 

Menschenrechtsverteidiger aus vier Konti- 
nenten kamen zusammen, um ihre Erfah- 
rungen mit der methodischen Anwendung 
von Verschwindenlassen durch staatliche Or- 
gane auszutauschen. An der Konferenz nah- 
men 53 Delegierte aus Bangladesh, Marok- 
ko, Kongo, USA, Peru, Chile, Türkei, Kurdi- 
stan, Großbritannien, Niederlande, Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Schweiz und den 
Philippinen sowie weitere Interessierte teil. 

Vor Beginn der Berichte und Analysen 
zum Thema „Globalisierung“ hatten die 
Delegierten in einem 2tägigen Programm 
Gelegenheit, mit Betroffenen von Ver- 
schwindenlassen und Menschenrechtsver- 
letzungen im Umland von Manila zu Spre- 
chen und deren Lebenssituation kennenzu- 
lernen. Die menschenverachtenden Le- 
bensbedingungen der philippinischen Ar- 
beiter, Bauern und der Menschen in den Ar- 
menvierteln gaben eine konkrete Vorstel- 
lung von „Globalisierung”. 

Die Pressekonferenz zur Eröffnung der 
Konferenz am 17. Mai 1999, dem interna- 
tionalen 'Iag gegen das Verschwindenlassen, 
sowie die anschließende Demonstration 
fand große Beachtung in den philippini- 


schen Medien, und das Thema Verschwin- 
denlassen wurde in den bedeutenden Zei- 
tungen sowie in den nationalen Fernseh- 
sendern zur Hauptnachrichtenzeit behan- 
delt. 

Nach den Berichten und Analysen zum 
Thema „Globalisierung“ verabschiedeten 
die Delegierten übereinstimmend eine Re- 
solution. Die Delegierten waren sich einig, 
daß im derzeitigen Stadium der kapitalisti- 
schen Krise „Globalisierung“ nur ein neues, 
vornehmes Wort ist, um die sogenannte 
„neue Welt(un)ordnung“ der imperialisti- 
schen Staaten, angeführt von USA, Japan 
und Europa, durchzusetzen. Die imperiali- 
stische „Globalisierung“ strebt die Beherr- 
schung der Welt durch kapitalistische Mo- 
nopolisten an. Die ökonomischen Krisen in 
allen Staaten der Welt beweisen, die impe- 
rialistische „Globalisierung“ istnicht die Lö- 
sung, sondern die Ursache für die Verar- 
mung der überwiegenden Mehrheit der 
Menschen auf der Welt. 

/um Abschluß der Konferenz ehrte ICAD 
alle Revolutionäre, die im Kampf für Gleich- 
heit, Gerechtigkeit und Frieden Opfer durch 
Verschwindenlassen geworden sind. Emine 
Ocak, Samstagsmütter Istanbul, und Hebe 
de Bonafini, Madres del Plaza del Mayo, Ar- 
gentinia, wurden von ICAD mit einer Eh- 
renmedaille für ihren mutigen und kämpfe- 
rischen Widerstand gegen das Verschwin- 
denlassen geehrt. Symbolisch ehrte ICAD 
auch Desaparecidos, die Organisation der 
Familien und Angehörigen von Verschwun- 
denen in den Philippinen, die ihr Leben im 
Dienste der philippinischen Bevölkerung ge- 
lassen haben. 

ICAD Internationale Office und die 
Führung von Karapatan waren sich im ab- 
schließenden Gespräch einig, daß die Kon- 
ferenz erfolgreich abgeschlossen wurde und 
zukünftig gemeinsam der Widerstand gegen 
das Verschwindenlassen geführt werden soll. 
ICAD Internationale Office, I lamburg 


Tschechien 


Anarchisten 
freigelassen 


Vom internationalen Sekretär der tsche- 
chisch-slowakischen Föderation Soziale 
AnarchistInnen (FSA-IAA) kam die Mittei- 
lung, daß der inhaftierte Genosse Michal 
Patera freigelassen und der Genosse Vaclav 
Jez auf Bewährung aus der Haft entlassen 
wurden. Michal Patera wird nach dem tsche- 
chischen Strafgesetzbuch ‚versuchter 
Mord“ vorgeworfen, weil er sich gegen fünf 
Nazı-Skins zur Wehr gesetzt hatte, die ihn 
in klarer Tötungsabsicht angegriffen haben. 
Dabei wurde einer der Angreifer ange- 
schossen. Vaclav Jez wurde im Juli 1997 zu 
einer zweijährigen Haftstrafe verurteilt, 
nachdem er sich in einem ähnlichen Fall ge- 
gen Nazis verteidigt hatte. (Ouelle: akin- 
Pressedienst vom 18.5.) 
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Kampf dem rassistischen und sexistischen Normalzustand! Widerstand ist nötig! 


Der Frauenabschiebeknast in Neuss 


Am 12. Juni, leider also zwischen Redakti- 
onsschluß und Erscheinen des Infos, findet in 
Neuss eine Demonstration zum Frauenab- 
schiebeknast statt. Wir dokumentieren aus 
dem Aufruf-Flugblatt. Es gibt auch eine Bro- 
schüre zum Frauenabschiebeknast Neuss, 
Themen u.a.: Lebenssituation von Migran- 
tinnen in der BRD, Flucht- und Migrations- 
gründe, Debatte um die Verknüpfung von 
Rassismus und Sexismus. Sie kann bestellt 
werden bei: Infoladen Anschlag, Stichwort 
Neuss, Heeper Str. 132, 33607 Bielefeld (5 
DM + 1,50 DM Porto in bar oder Briefmar- 
ken, Sammelbestellungen auch gegen Rech- 
nung). 


In Neuss (NRW) befindet sich seit 1993 der 
bundesweit einzige Frauenabschiebeknast. 
kingeführt unter einer SPD-Landesregie- 
rung, die in Sachen Abschiebung und Ab- 
schiebeknäste Vorbild für die anderen Bun- 
desländer war, hat sich dran auch unter rot- 
grüner Herrschaft erwartungsgemäß nichts 
seändert. 

Der Knast befindet sich mitten in der 
Stadt Neuss, wenig spektakulär und 
unauffällig. Zwischen 70 und 90 
Frauen sind hier in Zweier- und 
Sechserzellen eingesperrt, oft Frau- 
en unterschiedlicher Herkunft in ei- 
ner Zelle, so daß eine Verständigung 
schwierig ist. Die medizinische Ver- 
sorgung ist unzulänglich und wird 
nur durch einen männlichen Sa- 
nitäter erbracht, die Frauen haben 
keinen freien Zugang zu Telefonen, 
und Besuche sind stark einge- 
schränkt. Meist ohne Informationen 
über ihr Verfahren und ihre Rechte 
ist für sie die Dauer der Haft, an de- 
ren Einde in der Regel die Abschie- 
bung steht, nicht absehbar. Zur Zeit 
sind überwiegend Frauen aus Ost- 
europa, zur Hälfte aus der ehemali- 
gen Sowjetunion, inhaftiert. Aber 
auch aus einigen afrikanischen Län- 
dern wie Ghana und Nigeria, aus Sy- 
rien, der Türkei und Tunesien, aus 
Thailand und aus Lateinamerika. 

Aus eigenem Enntschluß und/oder 
sezwungenermaßen haben sie ihr 
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Zuhause, ihren Sprachraum und ihre 
Freundinnen und Familien verlassen. Sie 
sind geflohen vor Kriegen und geschlechts- 
spezifischer Armut (Frauen leisten weltweit 
2/3 der gesellschaftlich notwendigen Arbeit, 
erhalten aber nur 10% des Welteinkom- 
mens und 1% des Weltvermögens, arbeiten 
meist in ungesicherten Arbeitsverhältnis- 
sen), aber auch vor Verfolgung wegen eige- 
ner politischer Aktivitäten und Wider- 
stands. Sie haben Arbeit, ökonomische und 
politische Sicherheit gesucht. Sie sind als 
Ehefrauen deutscher oder in Deutschland 
aufenthaltsberechtigter Männer gekom- 
men. Sie haben die Kraft und den Mut auf- 
gebracht, sich gegen Angriffe auf ihre kör- 
perliche Unversehrtheit und ihr Selbstbe- 
stimmungsrecht als Frau, wie Zwangshei- 
rat, Genitalverstümmelung, Lesbenverfol- 
gung, Berufsverbote und Kleidervorschrif- 
ten zu wehren und zu fliehen. 

Doch auch hier ist das Leben vieler Mi- 
grantinnen durch ein spezifisches Zusam- 
menwirken von Rassismus, Sexismus und 
Ausbeutung gekennzeichnet. Das beginnt 
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damit, daß sie zunehmend gezwungen sind, 
illegal in die abgeschottete BRD einzurei- 
sen. Dabei sind sie auf die Fluchthelfer an- 
gewiesen, mit dem Risiko, von diesen fi- 
nanziell und auch sexuell ausgenutzt zu 
werden. Es setzt sich fort in einer Asylpra- 
xis, die Frauen in der Regel als nicht asyl- 
berechtigt anerkennt, da ihre Fluchtgründe 
ignoriert und entpolitisiert werden. Kom- 
men Migrantinnen als Ehefrauen, sind sie 
in höchstem Maße dem Ehemann ausge- 
liefert, da ihr Aufenthaltsrecht über Jahre 
von ihm abhängt. 

Flüchtlingsfrauen werden per Gesetz ge- 
zwungen, in Lagern und Sammelunter- 
künften zu leben, was die Gefahr sexueller 
Belästigung erhöht. Haben sie Familie, so 
sind es in der Regel sie, die mit einem für 
Flüchtlinge massiv gekürzten Sozialhilfe- 
satz. oder z.B. Essenspaketen die Versorgung 
von Ehemann und Kindern hinkriegen 
müssen. Die rigide gesetzliche Einschrän- 
kung der Arbeitsmöglichkeiten von Mi- 
grantinnen läßt den Frauen häufig nur die 
Möglichkeit, „illegal“ und/oder unter extre- 
men Ausbeutungs- und Abhängig- 
keitsbedingungen zu arbeiten. Für 
viele Frauen ist die Arbeit als Prosti- 
—.. tuierte oft die einzige Möglichkeit des 
: Geldverdienens. 

Auf Amtern, bei Polizei und Justiz 
müssen Migrantinnen immer mit ras- 
sistischen/sexistischen Schikanen und 
Demütigungen rechnen. Wenn sie 
sich zur Wehr setzen, haben sie nicht 
nur die staatliche Gewalt gegen sich. 
Denunziation und nachfolgende Ab- 
schiebung haben sich bewährt, um il- 
legalisierte Migrantinnen, die nicht 
nach Belieben des Chefs oder der 
Chefin arbeiten wollen, Sexarbeite- 
rinnen, die sich weigern, nach den Re- 
geln des Geschäfts zu funktionieren, 
oder Ehefrauen, die sich gegen ihren 
Mann wehren, „elegant“ loszuwerden. 
Wir fordern deshalb: 

Eigenständiges Aufenthaltsrecht für ge- 
flüchtete Frauen und Migrantinnen! 

Anerkennung sexistischer Verfolgung 
und sexualisierter Gewalt als Asylgrund! 


(...) 
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